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(C) 


9. Sitzung 


Bonn, den 6. November 1969 


Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich be- 
kannt: Es ist angeregt worden, daß in dem gestern 
angenommenen Antrag Drucksache VI/38 betreffend 
Einsetzung von Ausschüssen die ab Nr. 3 bezeich- 
neten Ausschüsse in der Reihenfolge der Ministe- 
rien aufgeführt werden sollen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Dann ist auch in dieser so wichti- 
gen Angelegenheit beschlossen. 

Folgende amtliche Mitteilung wird ohne Verle- 
(B) sung in den Stenographischen Bericht aufgenommen: 

Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts hat am 3. Novem- 
ber 1969 eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
28. Oktober 1969 zu § 34 a des Einkommensteuergesetzes über- 
sandt, die im Archiv zur Einsichtnahme ausliegt, 

Ich rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 

— Drucksache VI/34 — 

Ich rufe die Frage 23 des Abgeordneten Dr. Apel 
auf: 

Entspricht es den Tatsachen, daß ab 1, Januar 1970 auf Grund 
einer vom Bundesfinanzministerium vor Bildung der neuen 
Bundesregierung vorbereiteten neuen Lohnsteuerrichtlinie die 
Praxis der Lohnsteuerberechnung für unentgeltliche oder ver- 
billigte Mahlzeiten im Betrieb so verändert werden soll, daß der 
Sachbezugswert der jeweiligen Mahlzeit voll dem lohnsteuer- 
pflichtigen Einkommen hinzugercchnet werden wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dn Reisdll, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident, 
ich wäre dankbar, wenn ich die beiden Fragen des 
Kollegen Dr. Apel im Zusammenhang behandeln 
dürfte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Sind Sie einver- 
standen? 

Dr. Apel (SPD): Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Dann rufe ich noch 
die Frage 24 des Abgeordneten Dr. Apel auf: 


Wird die Bundesregierung diese neue Lohnsteuerrichtlinie in 
Kraft treten lassen, obwohl damit das lohnsteuerpflichtige Ein- 
kommen der Betroffenen so wachsen würde, daß sich für sie 
im Jahre 1970 selbst nach der beabsichtigten Verdoppelung der 
Arbeitnehmerfreibeträge eine höhere Steuerlast als im Jahre 
1969 ergeben könnte? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Der Wert von 
unentgeltlichen oder verbilligten Mahlzeiten im Be- 
trieb gehört als geldwerter Vorteil zum steuer- 
pflichtigen Arbeitslohn. Aus Vereinfachungsgründen 
wird von der Erfassung dieses lohnsteuerpflichtigen 
Sachbezugs abgesehen, soweit der geldwerte Vor- 
teil 1,50 DM arbeitstäglich nicht übersteigt. Voraus- 
setzung für die Berücksichtigung dieses Freibetrages 
ist aber, daß der Wert der Mahlzeit mit den übli- 
chen Mittelpreisen des Verbrauchsorts angesetzt 
wird. Das ist also dann der Fall — ■ ich füge das 
gleich ergänzend hinzu — wenn nur eine Mahlzeit 
am Tag eingenommen wird. Es ist dagegen nicht der 
Fall, wenn der Arbeitnehmer in die Haus- und Ver- 
pflegungsgemeinschaft des Arbeitgebers aufgenom- 
men ist. Der Wert der Mahlzeiten wird dann mit 
den amtlichen Sachbezugswerten bemessen, die 
ebenfalls der Vereinfachung und der gleichmäßigen 
Besteuerung dienen. In diesen Fällen darf nach dem 
Urteil des Bundesfinanzhofs vom 8. März 1968 der 
Freibetrag von arbeitstäglich 1,50 DM nicht berück- 
sichtigt werden. Nach Auffassung des Bundesfinanz- 
hofs stellen die amtlichen Sachbezugswerte zwar 
eine rechtlich zulässige Schätzung des geldwerten 
Vorteils dar, liegen aber erfahrungsgemäß an der 
unteren überhaupt möglichen Schätzungsgrenze. Der 
Vorteil, den die Arbeitnehmer bereits durch die 
niedrigere Schätzung haben, würde bei zusätzlicher 
Berücksichtigung des Freibetrages von 1,50 DM 
arbeitstäglich zu einer nicht gerechtfertigten Steuer- 
begünstigung führen. 

In der Praxis wird bereits nach diesen Grundsät- 
zen verfahren. Die vorgesehene Änderung der Lohn- 
steuerrichtlinien dient in diesem Punkte lediglich 
der Klarstellung. Eine steuerliche Mehrbelastung 
der Arbeitnehmer im Kalenderjahr 1970 gegenüber 
dem Kalenderjahr 1969 wird sich deshalb hierdurch 
nicht ergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
bitte! 

Dr. Apel (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß durch diese Präzisierung, die 
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Dr. Apel 

Ihr Haus vorbereitet hat, keine erhöhte Steuerlast 
eintritt, daß also diejenigen, die 1970 mehr Lohn- 
steuer bezahlen müßten, es bereits jetzt tun? 

Dr. Reischlv Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Wenn bisher 
richtig verfahren worden ist, ja. Es gibt aber Fälle 
— das habe ich aus dem mir gestern noch zugegan- 
genen Schriftwechsel entnommen — , in denen die 
Finanzämter die Bestimmungen nicht richtig ange- 
wandt, sondern die allgemeine Begünstigung und 
die 1,50 DM kumuliert haben. In solchen Fällen, wo 
also gesetzwidrigerweise mehr bezahlt worden oder 
eine bessere Vergünstigung gegeben worden ist, 
würde natürlich durch diese Präzisierung ein Mehr- 
aufkommen an Lohnsteuer anfallen. Das läßt sich 
aber nicht vermeiden, denn wenn jemand entgegen 
dem Gesetz und entgegen der eindeutigen Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs etwas bekommt, 
muß schon im Interesse einer Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung überall gleichverfahren werden. 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Zweite Zusatz- 
frage. 

Dr. Apel (SPD) ; Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Meinung, die weit verbreitet ist und die oft vertre- 
ten wird, daß die Rechtsgrundlagen für diesen Be- 
reich unzureichend sind und daß deswegen durch 
eine Novellierung der entsprechenden Gesetze mehr 
Klarheit und mehr Gerechtigkeit für die Arbeitneh- 
mer geschaffen werden sollten? 

Dr. Reisdll, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Hierzu darf ich 
sagen, daß mir dieser Eindruck heim Durchlesen der 
einschlägigen 'Bestimmungen auch gekommen ist. 
Man muß sich nämlich aus mehreren Gesetzen die 
einzelnen Rechtsgrundlagen zusammensuchen, und 
es ist selbst für einen Juristen sehr schwierig, sich 
da durchzufinden. Deswegen bin ich auch der Mei- 
nung, daß das vereinfacht werden muß. 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Sie haben noch 
zwei Zusatzfragen. 

Dr. Apel (SPD): Das ist jetzt die letzte, Herr 
Präsident. 

Herr Staatssekretär, kann ich Ihrer Aussage ent- 
nehmen, daß wir in absehbarer Zeit mit einer Initia- 
tive Ihres Hauses in der hier angedeuteten Richtung 
rechnen können? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Es handelt sich 
bei diesen Dingen ohnehin meist um Rechtsverord- 
nungen, die schon auf Grund des gegenwärtigen 
Rechts vereinfacht werden können. Mit Sicherheit 
muß die ganze Frage im Zusammenhang mit der 
Steuerreform geklärt werden. 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Zusatzfrage, Abge- 
ordneter Geiger! 


Geiger (SPD): Herr Staatssekretär, läßt sich das, 
wenn Sie selbst die Erkenntnis haben, daß die Richt- 
linien zu ändern sind, nicht mehr vor Erlaß der 
neuen Lohnsteuerrichtlinien erledigen? 

Dr. Reisctllv Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: In diesem 
Punkte, der hier in den Fragen des Kollegen Dr. 
Apel angesprochen worden ist, brauchen die Richt- 
linien nicht geändert zu werden. Sie geben den 
gegenwärtigen Rechtszustand, wie er durch die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes verdeutlicht 
worden ist, ganz richtig wieder. Wenn wir an den 
Richtlinien etwas ändern wollten, müßten wir zu- 
nächst an der Rechtsgrundlage etwas ändern. Das 
ist aber nicht ohne weiteres und sofort möglich. Ich 
bitte also um Verständnis, daß zunächst einmal die 
Neufassung der Richtlinien an Hand der Rechtspre- 
chung erfolgen muß und daß die Frage, ob man die 
Anrechnung von Essen vereinfachen kann, danach 
geprüft werden muß. 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Keine Zusatzfrage 
mehr. Die Fragen sind beantwortet. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Schlee 
auf: 

Wird die Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes zur 
Verdoppelung des Lohnsteuerfreibetrages für Arbeitnehmer im 
Zonenrand vorlegen? 

Dr. Reisdllr Parlamentarischer Staatssekretär p] 
beim Bundesminister der Finanzen: Auf die Frage 
des Kollegen Schlee darf ich folgendes antworten: 

Seitens der früheren Bundesregierung ist bereits 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
20. März 1969 die Auffassung vorgetragen worden, 
daß steuerliche Maßnahmen zugunsten der Arbeit- 
nehmer im Zonenrandgebiet nicht in Betracht kom- 
men, um einer eventuellen Abwanderung junger 
qualifizierter Arbeitskräfte aus dem Zonenrand- 
gebiet entgegenzuwirken. Es ist hierbei darauf hin- 
gewiesen worden, daß der Abwanderung von 
Arbeitskräften aus wirtschaftsschwachen Gebieten 
stets besser mit gezielten Maßnahmen zur Sicherung 
der vorhandenen Arbeitsplätze oder zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze begegnet wird. Maßnahmen die- 
ser Art sind nicht nur bereits im Rahmen des Instru- 
mentariums der regionalen Wirtschaftsförderung 
verfügbar, sondern auch neuerdings auf steuerrecht- 
lichem Gebiet in dem mit dem Steueränderungsge- 
setz 1969 verabschiedeten Gesetz über die Gewäh- 
rung von Investitionszulagen enthalten. Im Rahmen 
dieser Maßnahmen werden Anreize geschaffen, den 
Arbeitnehmern im Zonenrandgebiet in wohnungs- 
nah gelegenen Arbeitsstätten die gleichen Ver- 
dienstchancen zu bieten, wie sie in anderen Gebieten 
der Bundesrepublik bestehen. 

Die neue Bundesregierung stimmt insofern der 
Auffassung der früheren Bundesregierung zu. Sie 
wird deshalb einen Gesetzentwurf zur Verdoppe- 
lung des Arbeitnehmerfreibetrags für Arbeitnehmer 
im Zonenrandgebiet, also getrennt nur für diese, 
nicht vorlegen. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Reisdil 
fA) 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß in dem 
von der Bundesregierung beschlossenen und dem 
Bundesrat zugeleiteten Entwurf des Steuerände- 
rungsgesetzes 1970 unter anderem die Verdoppe- 
lung des Arbeitnehmer-Freibetrages für alle Arbeit- 
nehmer vorgeschlagen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

Schlee (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
wohl bekannt, daß laut Presseveröffentlichungen in 
den Versammlungen vor der Wahl von einem maß- 
gebenden Vertreter der nunmehrigen Regierungs- 
parteien, nämlich von dem damaligen Minister für 
gesamtdeutsche Fragen, erklärt wurde, die SPD habe 
geplant und plane noch, den Lohnsteuerfreibetrag 
für Arbeitnehmer im Grenzland zu verdoppeln, lei- 
der sei dieses Vorhaben an der geheimen Koalition 
zwischen CDU/CSU und FDP gescheitert, und es 
solle ein solcher Antrag auf Verdoppelung des Frei- 
betrages für Arbeitnehmer im Grenzland erneut dem 
Bundestag vorgelegt werden? 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege 
Schlee, mir ist dieser Vorgang nicht bekannt. Ich 
habe das nicht gewußt. Ich darf dazu aber sagen, daß 
eben jetzt ein Gesetzentwurf zur Verdoppelung des 
Arbeitnehmerfreibetrags für alle vorgelegt wird, 
und das ist wohl auch die richtigere Maßnahme; 
denn jede andere Verdoppelung — nur im Zonen- 
randgebiet — würde Steuergrenzen innerhalb des 
(B) Bundesgebiets schaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zweite und letzte 
Zusatzfrage. 

Schlee (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich darf 
also feststellen, daß die Meinung der Bundesregie- 
rung mit diesen von mir angegebenen Erklärungen 
nicht übereinstimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das war keine 
Frage. 

Schlee (CDU/CSU): Darf ich also feststellen, Herr 
Staatssekretär, — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Jetzt höre ich das 
Fragezeichen! 

Schlee (CDU/CSU): — daß die Meinung der Bun- 
desregierung mit den von mir wiedergegebenen 
Äußerungen nicht übereinstimmt? 

Dr. Reisdilr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Dazu kann ich 
nicht Stellung nehmen, weil ich die von Ihnen 
zitierte Äußerung nicht kenne, 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schulze-Vorberg. 


Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU): Herr Staats- 
Sekretär, wenn es der Sinn der Äußerung des da- 
maligen Bundesministers Wehner war, daß man 
den Arbeitnehmern im Zonenrandgebiet einen be- 
sonderen steuerlichen Anreiz schaffen sollte, teilt 
die Bundesregierung insoweit die Auffassung des 
heutigen Fraktionsvorsitzenden der SPD? 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Daß ein be- 
sonderer Anreiz im Zonenrandgebiet geschaffen 
werden sollte, ist sicher richtig. Nachdem wir 
jedoch eine generelle Anhebung des Freibetrags 
für alle Arbeitnehmer vorgeschlagen haben, wäre 
es jetzt wohl nicht angebracht, unter Schaffung 
neuer Steuergrenzen innerhalb des Bundesgebiets 
eine neuerliche Verdoppelung vorzunehmen. Ich 
könnte mir ja auch andere steuerliche Maßnahmen 
vorstellen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU): Darf ich also 
Ihre Antwort so verstehen, Herr Staatssekretär, 
daß in der Bundesregierung andere steuerliche 
Maßnahmen erwogen werden, die das Zonenrand- 
gebiet fördern und die Arbeitsmöglichkeiten im 
Zonenrandgebiet begünstigen? 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Konkrete An- 
gaben über Einzelheiten kann ich naturgemäß schon 
deswegen nicht machen, weil darüber erst zwischen 
den einzelnen Häusern gesprochen werden muß und 
die Bundesregierung dazu nun wirklich noch nicht 
lange genug im Amt ist; sie kann nicht innerhalb 
von acht Tagen alle diese Probleme auf einmal 
regeln. Aber es ist sicher, daß man z. B. bei der 
Steuerreform und überhaupt bei den ganzen Vor- 
beratungen dazu auch diese Frage gründlich er- 
wägen muß, jedoch meines Erachtens nicht im Sinne 
der Schaffung neuer Steuergrenzen innerhalb des 
Bundesgebiets, sondern im Sinne der Schaffung 
anderer Förderimgsmaßnahmen, die auch steuer- 
licher Art sein können. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wehner, 

Wehner (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
der Anregung folgen, die Bundesregierung und 
den Bundestag in Kenntnis zu setzen von jener 
Erklärung der sozialdemokratischen Bundentags- 
fraktion in der Debatte zu dem ersten Bericht, den 
der damalige Bundestagsausschuß für gesamtdeu- 
sche und Berliner Fragen über die Probleme der 
Zonenrandförderung hier eingebracht hat, in der 
sich die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
als einzige zum Unterschied von den anderen für 
steuerliche Präferenzen für die Arbeitnehmer im 
Zonenrandgebiet eingesetz hat, damals aber in 
der Minderheit blieb? Damit — so begründe ich 
meine Frage — würde wohl klar, wonach die Her- 
ren Fragesteller hier eigentlich gefragt haben. 
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Dr* Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich würde der 
Anregung gern folgen. Ich habe einige Unterlagen 
darüber da. Ich kann also auch sofort darauf hinwei- 
sen, daß in der Bundetsagsdrucksache IV/3668 der 
damalige Beschluß des Ausschusses enthalten ist. In 
den Verhandlungen des Ausschusses hat die SPD- 
Fraktion damals als einzige den Standpunkt vertre- 
ten, daß in Form von Steuerpräferenzen Förderungs- 
maßnahmen erfolgen sollten. Ich wäre aber auch 
gern bereit — und ich halte das für die vielleicht 
günstigste Lösung überhaupt — , diese Frage, wenn 
Herr Kollege Wehner damit einverstanden ist, unter 
Zusammenstellung aller Fakten schriftlich zu beant- 
worten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Der Abgeordnete 
Wehner ist einverstanden, wie ich sehe. 


(C) 

Hofimann (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
das Schreiben des früheren Bundesministers der 
Finanzen, Herrn Franz Josef Strauß, vom 14. Fe- 
bruar dieses Jahres bekannt, in dem Herr Strauß die 
Einführung einer Steuerpräferenz und einer Zulage 
für Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet ablehnt, dies 
in sechs Punkten begründet und am Schluß schreibt: 

Ich würde es nach alledem auch begrüßen, 
wenn die Forderung nach Einführung einer 
steuerlichen Sonderregelung für Arbeitnehmer 
im Zonenrandgebiet nicht erneut erhoben wer- 
den würde. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Dieses Schreiben 
ist mir leider nicht bekannt, aber sehr interessant. 


Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Kempfier. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hösl. 


Dr. Kempfier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung in die von Ihnen aller- 
dings sehr zart angedeuteten Erwägungen über Steu- 
erpräferenzen im Zonenrandgebiet auch die übrigen 
Fördergebiete, z. B. die Bundesausbaugebiete, einbe- 
ziehen? 

Dr. Reischlv Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Die Frage muß 
generell geprüft werden. Allein an diesen Zusatz- 
W fragen sehen Sie schon, daß es ein sehr komplexes 
Gesamtproblem ist, das man zunächst einmal ins- 
gesamt für das ganze Steuergebiet prüfen muß. 
Dabei muß man immer im Auge behalten, daß das 
Steuergebiet eine Einheit ist und daß Präferenzen 
irgendwelcher Art daher gezielt auf bestimmte Ge- 
biete beschränkt bleiben müssen. All diese Fragen 
konnten unmöglich jetzt innerhalb von acht Tagen 
geprüft werden. Sie können aber sicher sein, daß 
schon bei der Vorbereitung der Steuerreform diese 
Frage grundlegend überprüft wird. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Abge- 
ordneter Niegel. 


Niegel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, denkt 
die Bundesregierung daran, gezielte Hilfen für die 
Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet zu geben, sei es 
steuerlicher Art, sei es sonstiger Art, um einer Ver- 
ödung des flachen Landes im Zonenrandgebiet ent- 
gegenzuwirken, weil sonst alle Arbeitnehmer weg- 
ziehen würden? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich kann nur 
wiederholen, daß die Frage geprüft werden muß. 
Es ist mir unmöglich, heute etwas Konkretes dar- 
über zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Abge- 
ordneter Hofmann. 


Hösl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
die frühere Auffassung Ihres Hauses, daß die 
Steuerpräferenzen im Zonenrandgebiet am regiona- 
len Vollzug scheitern, und sind Sie darüber hinaus 
der Meinung, daß der Gesamtdeutsche Ausschuß in 
der früheren Zusammensetzung eine ungerechtfer- 
tigte Forderung erhoben hat? Während Herr Weh- 
ner hier erklärt, daß die sozialdemokratische Frak- 
tion diesen Antrag gestellt hat, ist mir in Erinne- 
rung, daß der Gesamtdeutsche Ausschuß sich dem 
Argument unterwarf, daß der regionale Vollzug 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet. 


(t>) 


Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Finanzen: Herr Kollege, zu 
der ersten Frage — den Schwierigkeiten — glaube 
ich in meiner ersten Antwort schon einiges gesagt 
zu haben. Bei all diesen Fragen muß darauf geach- 
tet werden, daß das Steuergebiet eine Einheit bleibt 
und nur ganz wenige, klare Ausnahmen gemacht 
werden können. Bisher haben wir ja eigentlich nur 
eine grundlegende Ausnahme, und das ist Berlin, 
das ja auch in einer ganz besonderen Situation ist. 

Zu der zweiten Frage möchte ich sagen, daß es 
nicht in meine Zuständigkeit fällt, Beschlüsse von 
Ausschüssen dieses Hohen Hauses zu kritisieren. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Abge- 
ordneter Dr. Warnke. 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
trifft es zu, daß — im Gegensatz zu den Arbeitneh- 
merfreibeträgen im Zonenrandgebiet, zu denen bis 
jetzt eine Meinung Ihres Hauses noch nicht vor- 
liegt — Sie bereits entschlossen sind, die Lohn- 
steuerpräferenz für Arbeitnehmer in Berlin weiter 
erheblich zu verbessern? 


Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Auch darüber 
kann ich etwas Endgültiges nicht sagen. Mir ist bis 
jetzt davon noch nichts bekannt. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Zweite Zusatz- 
frage. 

Dr. Warnke (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, eine Frist zu nennen, binnen derer 
Ihr Haus in der Lage sein könnte, Endgültiges zu der 
Frage der Lohnsteuerfreibeträge für Arbeitnehmer 
im Zonenrandgebiet hier zu sagen? 

Dr* Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Eine genaue 
Frist möchte ich dafür schon deswegen nicht nennen, 
weil das, wie ich ja schon sagte, in die Vorbereitung 
der Steuerreform eingebaut werden muß. Das muß 
von allen Häusern der Bundesregierung geprüft 
werden, das hat eine Menge Aspekte. Da muß das 
Wirtschaftsministerium gefragt werden, das Gesamt- 
deutsche 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

— das Ministerium für innerdeutsche Beziehungen — 
muß gefragt werden usw. — Versprechen kann man 
sich auch einmal, meine Damen und Herren; so 
schlimm ist das nicht. Ich glaube also, das muß erst 
klargestellt werden. Ich würde es ablehnen, hier die 
Bundesregierung zu einer überstürzten Handlungs- 
weise zwingen zu lassen. Solche Sachen müssen 
gründlich überlegt werden. Auch das gehört zu einer 
soliden Finanz- und Haushaltsgebarung. 


ich weiß nicht, welche Auslegungsversuche Sie da 
mit meinen Ausführungen machen. Ich kenne die 
Äußerung aus dem Wahlkampf nicht; ich kann zu 
ihr also nicht Stellung nehmen, wenn ich sie nicht 
schriftlich habe. 

Ich meine, man sollte es dabei belassen. Ich bin 
gern bereit, zum gegebenen Zeitpunkt von unserem 
Hause aus einmal Auskunft darüber zu geben, wie 
weit die Erwägungen gediehen sind. Aber im Mo- 
ment können doch noch gar keine da sein. Hexen 
können wir wirklich nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Niegel, Sie haben schon zwei Zusatzfragen gestellt. 
Ihr Konto ist erschöpft. 

(Abg. Niegel: Erst eine!) 

— Dann will ich annehmen, daß ich mich täusche. 
Bitte! 

Niegel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Meinung, daß die Bundesregierung jetzt 
und Ihre Partei in früheren Jahren Zeit genug ge- 
habt hätten, wenn die Äußerungen von Herrn Weh- 
ner zutreffen, daß schon vor vier Jahren von Ihrer 
Seite aus beantragt wurde, den Lohnsteuerfreibetrag 
im Zonenrandgebiet zu erhöhen? 

(Zurufe von der SPD.) 


(B) 


(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 


Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage? — 
Herr Abgeordneter Ott. 


Ott (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was hindert 
Sie, eine Initiative zu ergreifen, um den Freibetrag 
für Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet zu erhöhen, 
obwohl vorher auf das Schreiben des früheren Fi- 
nanzministers hingewiesen worden ist? 


Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Hindern könnte 
uns niemand daran. Aber es ist doch im Moment gar 
nicht beabsichtigt. Wir haben ein Gesetz eingebracht 
— es kommt demnächst in den Bundestag — , durch 
das der Freibetrag für sämtliche Bundesbürger er- 
höht wird. Das schafft doch eine neue Lage. Jetzt 
muß auf Grund dieser neuen Lage geprüft werden, 
was man weiter tun kann. Das erfordert die Zu- 
sammenarbeit der von mir genannten Häuser. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zu- 
satzfrage, Herr Abgeordneter Ott, die letzte. 


Olt (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wollen Sie 
damit zum Ausdruck bringen, daß die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Wehner im Wahlkampf für Sie, 
nachdem Sie jetzt Regierungsfraktion sind, keine 
Gültigkeit mehr haben? 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 


Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe den Ein- 
druck, daß auf Fragen dieser Art nicht geantwortet 
zu werden braucht, Man sollte keine Fragen stellen, 
die prophetische oder divinatorische Talente voraus- 
setzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Die Frage ist beantwortet. 

Frage 26 — Abgeordneter Rommerskirchen — : 

Wie hoch sind die Personalkosleneinsparungen, die sieh aus 
der Auflösung von vier Bundesministerien ergeben? 


Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege 
Rommerskirchen, die Einsparungen an Personal- 
kosten werden nach voller Integrierung in die auf- 
nehmenden Ressorts — die etwa innerhalb eines 
Jahres möglich sein dürfte, denn es sind eine Reihe 
von Maßnahmen dazu erforderlich — voraussichtlich 
rund 3 V 2 Millionen DM jährlich betragen. Dabei 
muß ich betonen, daß im jetzigen Zeitpunkt endgül- 
tige Beträge deshalb nicht genannt werden können, 
weil die Neuorganisation der Bundesregierung und 
die damit verbundenen Maßnahmen, insbesondere 
auf dem Personalsektor, noch nicht abgeschlossen 
sind. 

Im übrigen darf ich bemerken, daß bei der zwei- 
fellos sehr wichtigen Frage der Kostenersparnis 
nicht das noch wichtigere Ziel der Kabinettsreform, 
nämlich die Erhöhung der Effizienz der Regierungs- 
arbeit durch Beseitigung von Reibungsmöglichkeiten 
infolge von Doppelbesetzungen in verschiedenen 
Ressorts, außer acht gelassen werden darf. 
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Vizepräsident Dr, Schmid: Eine Zusatzfrage. ' 

Rommerskirchen (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, sind Sie bereit, anzuerkennen, daß im 
Wahlkampf weniger die Effizienz — der ich eine ■ 
hohe Bedeutung zumesse — eine Rolle spielte als 
vielmehr die Kosteneinsparung? I 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär j 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 
den Eindruck habe ich nicht einmal gehabt. Ich habe j 
mich selber im Wahlkampf zu dieser Frage mehrfach ' 
geäußert und habe immer in den Vordergrund ge- ! 
stellt, daß es bei jeder Vereinfachung auf diesem ■ 
Gebiet gar nicht so sehr immer die Einsparung an | 
unmittelbaren Personalkosten sein muß — die be- j 
trifft ja oft nur die Kosten für den Minister und das I 
Büro darum herum — , sondern in erster Linie eine j 
Vereinfachung der Regierungsarbeit dadurch, daß : 
die vielen Doppelzuständigkeiten verschiedener | 
Häuser, die dazu führen, daß es in verschiedenen ; 
Häusern ein und dasselbe Fachgebiet in verschie- j 
denen Referaten gibt, beseitigt werden. Ich halte das j 
für entscheidend. Das bringt — das möchte ich aus- 
drücklich dazu sagen — auf die Dauer auch Einspa- 
rungen im Personalsektor, die sich aber natürlich 
nur langsam auswirken können; denn es muß sorg- ' 
fällig überlegt werden, welche Referate man in | 
welchem Haus zusammenlegt. ! 

i 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich glaube, wir 
sollten keine Fragen nach Äußerungen im Wahl- 
kampf stellen. Hier äußert sich nicht die Regierung, 
hier äußern sich Kandidaten. Danach zu fragen be- 
steht, glaube ich, kein Anlaß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er ja nicht!) 

Zu einer Zusatzfrage Herr Abgeordneter Ott. I 

Ott (CDU/CSU) ; Herr Staatssekretär, bringen Sie, ' 
wenn Sie von einer Ersparnis von 3 V 2 Millionen DM ; 
sprechen, zum Ausdruck, daß hier überwiegend Per- 
sonalkosten eingespart werden können? Und was | 
tun Sie mit diesem freiwerdenden Personal? ' 

I 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär , 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 
erstens sind es nicht nur „überwiegend Personal- | 
kosten". Sie wissen so gut wie ich, daß ein großer ' 
Teil des Personals, das auf den Stellen sitzt, i 
Beamte sind, die nun nicht ohne weiteres hin- und . 
hergeschoben werden können und auch nicht sol- ' 
len. Aber durch Zusammenlegung von Referaten 
können natürlich Vereinfachungen erreicht werden, 
und im Laufe der Zeit kann auch, indem man be- 
stimmte Stellen in kw-Stellen umwandelt und sie | 
nicht mehr besetzt, eine echte Personaleinsparung ! 
in größerem Stil eingeleitet werden. Das ist mei- 
nes Erachtens aber der sekundäre Teil der Reform. * 
Der primäre Teil ist die Beseitigung aller Rei- : 
bungsflächen innerhalb des Regierungsapparats. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zur letzten Zusatz- 
frage Herr Abgeordneter Ott. 1 


Ott (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihren Äußerungen also schließen, daß sich die von 
Ihnen angegebene Ersparnis von 3^2 Millionen DM 
durch den Wegfall dieser Stellen auf eine Vielzahl 
von Jahren erstrecken wird und nicht sofort Platz 
greift? 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Nein, Herr 
Kollege. Die Zahl von 3 V 2 Millionen DM ist eine 
erste, grob geschätzte Zahl. Da sind wir wieder auf 
dem Gebiet einer gewissen Prophetie. Man kann 
diese Zahl nur einigermaßen schätzen. Aber diese 
grob geschätzte Einsparung kann etwa innerhalb 
des ersten Jahres nach Durchführung der Umglie- 
derung eintreten. 

Ich bin der Meinung, daß im Laufe der Zeit sogar 
höhere Einsparungen möglich sind, weil sich näm- 
lich bei einer solchen Umgliederung — ich kann 
Ihnen das aus den Erfahrungen unseres eigenen 
Hauses sagen — immer wieder, wenn Sie den Orga- 
nisationsplan betrachten, zeigt, daß da und dort 
eben noch ein Referat mit einem anderen zusam- 
mengelegt werden kann, wodurch eine Einsparung 
erfolgen kann. 

Natürlich ist es eine Aufgabe auf Zeit. Aber im 
ersten Jahr rechnen wir mit einer Einsparung von 
3 V 2 Millionen DM. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Ich rufe die Frage 27 des Abgeordneten Rom- 
merskirchen auf: 

Wie hoch sind die Mehrkosten, die sich aus der Berufung eines 
Bundesministers für besondere Aufgaben und von acht zusätz- 
lichen Parlamentarischen Staatssekretären einschließlich der er- 
forderlichen personellen und organisatorischen Hilfen ergeben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesmini'ster der Finanzen: Die Mehr- 
kosten belaufen sich einschließlich der personellen 
Ausstattung der Büros auf rund 1,2 Millionen DM 
jährlich. Dabei gehe ich davon aus, daß der Bedarf 
an Zimmereinrichtungen und Dienstkraftwagen 
zum größten Teil aus den vorhandenen Beständen 
aufgelöster Ressorts gedeckt werden kann. Sollte 
dies nicht möglich sein, würde sich der genannte 
Betrag nur geringfügig erhöhen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers der Finanzen erledigt. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amts auf, zunächst die Frage 9 des 
Abgeordneten Blumenfeld: 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, zu dem 
wichtigen Vorhaben einer Europäischen Sicherheitskonferenz 
näher zu erläutern, was in dem in der Regierungserklärung er- 
wähnten und in Helsinki übergebenen Memorandum als poli- 
tische Haltung bekräftigt wird? 

Herr Minister! 
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Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Blumenfeid, die finnische Regierung hat 
bekanntlich auch die Bundesregierung von ihrer Be- 
reitschaft unterrichtet, Gastland für eine mögliche 
Konferenz über Fragen der europäischen Sicherheit 
zu sein. In ihrer Antwort hat die Bundesregierung 
am 11. September diese Bereitschaft der finnischen 
Regierung begrüßt und dabei ihre Genugtuung dar- 
über zum Ausdruck gebracht, daß die finnische Re- i 
gierung ihre Einladung auch an die Vereinigten 
Staaten und Kanada gerichtet hat. Die Beteiligung 
dieser beiden Länder an einer solchen Konferenz 
erscheint auch der Bundesregierung unerläßlich. 

In dem deutschen Memorandum heißt es wörtlich: ^ 

Die Schaffung einer gerechten und dauerhaften 
Friedensordnung, die auf allgemeiner Sicherheit 
und gegenseitigem Vertrauen beruht, ist eines 
der Hauptanliegen der Politik der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland. Daher begrüßt 
sie den konstruktiven Geist, von dem die fin- 
nische Initiative getragen ist. 

I 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort weiter 
auf die Notwendigkeit sorgfältiger Vorbereitungen 
hingewiesen und die finnische Regierung unterrich- 
tet, daß sie mit anderen Regierungen alle Möglich- i 
keiten der Entspannung prüft. 

Vizepräsident Dn Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Blumenfeld (CDU/CSU): Darf ich das so ver- 
(ß) stehen, Herr Minister, daß das deutsche Vorstellig- 
werden in Helsinki mit den westlichen Partnern in- 
nerhalb der Allianz abgestimmt ist, auch insbeson- 
dere hinsichtlich der Teilnahme der Vereinigten 
Staaten und Kanadas an einer solchen Europäischen 
Sicherheitskonferenz, wobei dieser letztere Punkt 
insbesondere mit Blick darauf zu sehen ist, daß von 
der östlichen Seite, insbesondere der Sowjetunion, 
die Beteiligung der Vereinigten Staaten ja auch in 
allerjüngster Zeit keineswegs als akzeptabel be- 
zeichnet worden ist? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Blumenfeld, zunächst einmal ist es eine 
Selbstverständlichkeit, aber im Interesse der Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland auch zwingend, 
daß, wir nicht nur vor einer europäischen Sicher- 
heitskonferenz, sondern während des ganzen Ver- 
laufes von möglichen Gesprächen dieser Art in 
engster Zusammenarbeit mit unseren Verbündeten 
bleiben. Wir haben das in der Vergangenheit getan; 
wir tun das läglich. 

Darüber hinaus ist es — ich habe es eben ge- 
sagt — unerläßlich für die Bundesrepublik, daß an 
einer solchen Konferenz die Mitglieder der in 
Europa existierenden militärischen Sicherheitssy- 
steme teilnehmen, also die Vereinigten Staaten und 
Kanada; das auch nicht zuletzt deshalb, weil es ein- 
fach — um einmal einen bekannten Begriff zu wäh- 
len — nach dem letzten Krieg eine Realität ist, daß 
Sicherheit in Europa ohne die Vereinigten Staaten 
nicht möglich ist. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte, Herr Abge- 
ordneter Becher! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Minister, 
ist Ihnen bekannt, daß der finnische Ministerpräsi- 
dent Koivisto, als er vor kurzer Zeit mit Staats- 
präsident Kekkonen in Prag für diese Sicherheits- 
konferenz warb, erklärte, bei dieser Sicherheitskon- 
ferenz könne zwar nicht auf die Frage der Okkupa- 
tion der Tschechoslowakei eingegangen werden, sie 
müsse sich aber sehr wohl mit der deutschen Frage 
beschäftigen, und Finnland gehe dabei von der 
selbstverständlichen Tatsache aus, daß man mit zwei 
deutschen Staaten rechnen müsse? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Becher, mir ist diese Bemerkung des finnischen 
Ministerpräsidenten zwar nicht bekannt, aber für 
die Vorbereitung dieser Konferenz gilt, soweit es 
die Bundesregierung angeht, daß wir mit unseren 
Verbündeten Tagesordnungen und Themen vorher 
sorgfältig abstimmen und dabei die Interessen der 
Deutschen vertreten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Minister, 
ist nicht gleichwohl angesichts dieser Einstellung der 
finnischen Regierung eine bestimmte Vorsicht in der 
Richtung geboten, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

daß man prüfen muß, ob Finnland hier nicht in wei- 
tem Sinne als ein Vollstreckungsgehilfe der so- 
wjetischen Europa- und Deutschlandpolitik auftre- 
ten muß? 

(Hört! Hört! und Unruhe bei der SPD. — 
Abg. Wehner: Das ist ja wohl das letzte!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich lasse diese 
Frage nicht zu. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP. — Abg. Wehner; Sehr gut! — 

Abg. Franke (Hannover): Da wird das 
mutige Finnland noch diffamiert! Das ist 
doch wohl das letzte! — Weitere Zurufe 
von der SPD.) 

Keine Zusatzfrage mehr. Dann rufe ich die Frage 
10 des Abgeordneten Blumenfeld auf: 

Welche Grundsätze wird die Bundesregierung für die Auf- 
stellung der Tugesordnung einer solchen Europäischen Sicher- 
heitskonferenz anwencieri - ■ wo z. B, werden die Prioritäten und 
wo die Grenzen deutscher Verhandlungspositionen gesetzt wer- 
den - und ist die Bundesregierung in der Luge, eine Beurteilung 
über die Konferenz der Außenminister der Osteuropäischen 
StdUten in Preg am 30. 31. Oktober 1969, die der Vorbereitung 
der Europäisclien Sicherheitskonferenz diente, zu geben? 

Bitte, Herr Minister! 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, wichtigster Grundsatz für unsere Haltung 
gegenüber einer Europäischen Sicherheitskonferenz 
ist eine laufende und enge Zusammenarbeit mit 
unseren Verbündeten im gesamten Bereich der sich 
stellenden Fragen. Wir haben hier ein hohes Maß 
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Bundesminister Scheel 
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an Übereinstimmung hinsichtlich der Bewertung des 
Appells von Budapest und der Voraussetzungen 
angetroffen, von denen gerade im Interesse des Er- 
folgs derartiger Ost-West-Gespräche über Sicherheit 
und Entspannung ausgegangen werden muß. Wir 
befinden uns jetzt in einem Vorbereitungsprozeß. 
Erst in diesem Prozeß von vielseitigen Gesprächen 
werden sich Grundsätze, Prioritäten und Grenzen 
unserer Verhandlungsposition entwickeln lassen, 
und zwar in ständiger enger Konsultation mit unse- 
ren Verbündeten. Die Beurteilung der Erklärung der 
Außenminister der Warschauer-Pakt-Staaten in Prag 
vom 31. Oktober, zu der der Sprecher der Bundes- 
regierung am 1. November bereits in allgemeiner 
Form positiv Stellung genommen hat, wird hierbei 
eine wesentliche Rolle spielen. Gestern hat sich der 
NATO-Rat auf der Ebene der Außenministerstell- 
vertreter mit dieser Beurteilung befaßt und — wie 
ja aus der heutigen Presse ersichtlich — eine teil- 
weise skeptische Haltung zu dem Vorschlag der 
Warschauer-Pakt-Staaten eingenommen. Auch der 
Leiter der deutschen Delegation, Staatssekretär 
Duckwitz, hat zu diesem Thema Stellung genommen. 

Die Bundesregierung wird dem Bundestag, sei es 
durch den Auswärtigen Ausschuß oder auf andere 
geeignete Weise, über den Fortgang der Beratungen 
und unsere Stellungnahmen unterrichten. Das Ange- 
bot gemeinsamer Überlegungen, das Herr Dr. Bar- 
zel als der Vorsitzende der CDU/CSü-Fraktion ge- 
macht hat, wird von der Bundesregierung daher 
ganz gewiß genutzt werden. 

(B) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Blumenfeld. 

Blumenfield (CDU/CSU): Darf ich in Würdigung 
Ihrer Antwort, Herr Minister, und der Tatsache, daß 
Sie soeben ausgeführt haben, daß wir uns in einem 
vorbereitenden Stadium befinden, was wir alle 
— auch wir von der Opposition — sehr wohl ver- 
stehen, gleichwohl fragen, ob Sie nicht mit mir mei- 
nen, daß die Sowjetunion mit der wiederholten und 
sich über Jahre erstreckenden Aussage, die Aner- 
kennung der Realitäten nach dein 2. Weltkrieg müß- 
ten vor Beginn einer solchen Konferenz testgestellt 
und akzeptiert werden, eine sehr wesentliche mate- 
riell-politische Vorbedingung geschaffen hat? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Uns ist 
die Stellung der Sowjetunion zu der deutschen Fra- 
ge wohl bekannt, aber in der Einladung Finnlands 
zu einer solchen Konferenz und auch in den Erklä- 
rungen der Außenminister der Warschauer-Pakt- 
Staaten in Prag ist doch eine erkennbare Änderung 
festzustellen, die es geraten erscheinen läßt, die Ge- 
spräche um das Zustandekommen einer solchen Kon- 
ferenz in einem positiven Sinn in enger Zusammen- 
arbeit mit unseren Verbündeten fortzuführen, die 
ihrerseits eine solche Konferenz ohne Ausnahme be- 
grüßt haben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine letzte Zusatz- 
frage. 


Biumenfield (CDU/CSU): Herr Minister, darf ich 
in diesem Zusammenhang noch eine ganz grundsätz- 
liche und sehr lapidare Frage an Sie richten: Was 
meinen Sie wohl, was die Sowjetunion unter euro- 
päischer Sicherheit versteht? 

(Lachen bei der SPD. — Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Scheei, Bundesminister des Auswärtigen: Ich bin 
davon überzeugt daß es unterschiedliche Vorstellun- 
gen über die Ausgestaltung eines Sicherheits- 
systems für Europa gibt. Wir haben zwar zu analy- 
sieren, was mögliche Gesprächspartner darunter 
verstehen, aber wir verfolgen das, was wir in un- 
serer Regierungserklärung als Ziel unserer Sicher- 
heitspolitik aufgestellt haben, nämlich eine dauer- 
hafte Friedensordnung in Europa zu begünstigen, 
in der unsere nationale Frage eher gelöst werden 
kann, als es unter den augenblicklichen Umständen 
möglich ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Majonica zu 
einer Zusatzfrage. 

Majonica (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang 
zwischen den amerikanisch-sowjetischen Gesprächen 
über eine Rüstungsbegrenzung und den Vorberei- 
tungen einer Europäischen Sicherheitskonferenz, 
und würde es das Zustandekommen einer Europä- 
ischen Sicherheitskonferenz nicht erheblich erleich- 
tern, wenn diese amerikanisch-sowjetischen Ge- 
spräche vorher zu positiven Ergebnissen gekommen 
wären? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Natür- 
lich sind Verhandlungen und Gespräche über die 
Sicherheit in Europa, die von den wesentlichen Nu- 
klearmächten bilateral geführt werden, in einem 
Zusammenhang mit der Möglichkeit des Erfolges 
einer Europäischen Sicherheitskonferenz zu sehen; 
denn man wird ja bei einer solchen Konferenz über 
die Frage der Reduzierung der Rüstung zwangs- 
läufig sprechen müssen. Aber ich bin davon über- 
zeugt, daß in der augenblicklichen Phase solche Ge- 
spräche, die noch nicht in konkrete Verhandlungen 
einmünden, parallel geführt werden können. Aller- 
dings teile ich nicht den Optimismus, der in den 
letzten Tagen von anderer Seite an den Tag gelegt 
worden ist, daß eine solche Sicherheitskonferenz 
sehr bald mit Aussicht auf Erfolg zustande kommen 
könnte. Es bedarf vorher umfangreicher Gespräche 
nicht nur zwischen Ost und West, sondern auch 
zwischen den westlichen Verbündeten und denen, 
die an einer solchen Sicherheitskonferenz teilneh- 
men, und zwar über die unterschiedlichsten Be- 
reiche, die bei solchen Konferenzen berührt werden 
könnten. Denn eines sollte man wohl sagen: Eine 
Sicherheitskonferenz, die allein ein Propaganda- 
instrument bliebe, würde der Friedensordnung in 
Europa nicht nützen, sondern eher schaden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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(A) Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
von Guttenberg, eine Zusatzfrage. 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU): 
Herr Außenminister, im Anschluß an das, was Sie 
soeben hinsichtlich eines möglichen Schadens einer 
reinen Propagandakonferenz gesagt haben, und im 
Anschluß an das, was mein Kollege Blumenfeld Sie 
sehr relevanterweise gefragt hat, als er die Frage 
nach dem Sicherheitsverständnis der Sowjetunion 
stellte, möchte ich Sie fragen, ob Sie sich daran er- 
innern, daß im Budapester Appell fast wörtlich zu 
lesen ist, Hauptvoraussetzung für die Sicherheit in 
Europa sei — nun kürze ich ab — die Annahme des 
gesamten deutschlandpolitischen Katalogs der So- 
wjetunion durch die Bundesrepublik. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege von Guttenberg, ich habe soeben schon ge- 
sagt, daß sich in den letzten Wochen und Monaten 
eine gewisse Änderung gezeigt hat. Aber eines ist 
sicher: Voraussetzung für uns, an einer solchen Kon- 
ferenz teilzunehinen, ist, daß keine Vorbedingungen 
gestellt werden. Das ist eine der Voraussetzungen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zweite Zusatz- 
frage! 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) . 
Herr Minister, teilen Sie mit mir die Auffassung, 

daß das Sicherheitsverständnis der Sowjetunion so 

ausgelegt werden muß, daß z. B. der Einmarsch 
sowjetischer Truppen in die Tschechoslowakei am 
21. August vergangenen Jahres Ausdruck der 
Sicherheitsvorstellungen der Sowjetunion und damit 
der sowjetischen Staatsräson gewesen ist? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, das mag sein. Man könnte diesen Zustand 
dadurch überwinden, daß über ein Sicherheitssystem 
diskutiert wird, das einen größeren Raum in Europa 
umfaßt. Stellen Sie sich einmal vor, wie hätten ein 
gesamteuropäisches Sicherheitssystem zu jenem Zeit- 
punkt gehabt. Dann wäre möglicherweise die Ent- 
wicklung in Europa anders verlaufen. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU: Ach! ach!) 

Vizepräsident Dr* Schmid: Keine Zusatzfragen 
mehr. — Dann rufe ich die Frage 1 1 des Abgeord- 
neten Dr. Hallstein auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, aui der Gipielkonferen/ der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in Don Haag 
unverzüglich eine Initiative zu ergreifen, um eine verbindliche 
Entscheidung herbeizuführen, die zugleich sicherstellt, 

— daß die Entwicklung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zu einer vollständigen Wirtschafls- und Währungsunion am 
1. Januar 1975 vollendet wird, 

— daß die institutioneilen Normen der Verträge von Paris und 
Kom in vollem Umfang respektiert und Stellung und Zu- 
ständigkeiten des Europäischen Parlaments verstärkt werden 
und 

— daß die \^erhandlungen über die vorliegenden Beitrittsanträge 
begonnen werden? 


Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Professor Hallstein, die Bundesregierung 
wird sich auf der Gipfelkonferenz für entscheidende 
Schritte auf die Wirtschafts- und Währungsunion 
hin einsetzen. Sie glaubt aber nicht, daß diese Kon- 
ferenz schon einen festen Termin für die Vollendung 
I der Wirtschafts- und Währungsunion beschließen 
i kann. Die Bundesregierung wird sich nach wie vor 
I — um zum zweiten Teil Ihrer Frage zu kommen — 
für die Respektierung der institutionellen Normen 
j der Gemeinschaftsverträge und für die Stellung und 
Stärkung der Zuständigkeiten des Europäischen Par- 
laments einsetzen. 

Die Aufnahme der Verhandlungen über die Bei- 
trittsanträge betrachtet die Bundesregierung als ein 
im Interesse der Gemeinschaften und ihrer Mitglied- 
Staaten liegendes wesentliches Anliegen, dessen 
Verwirklichung die Bundesregierung auch weiterhin, 
wie das in der Regierungserklärung im übrigen 
deutlich zum Ausdruck gekommen ist, betreiben 
wird, natürlich auch auf der Gipfelkonferenz. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage! 

Dr. Hallstein (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
teilen Sie nicht meine Auffassung, daß die Mitteilun- 
gen über die Absichten der Bundesregierung nicht 
über eine unter uns und auch unter den anderen 
Partnern der Europäischen Gem.einschaft ganz un- 
streitige Selbstverständlichkeit hinausgehen? Ich 
meine damit, daß, um in dieser Frage weiterzukom- 
men, ein Grundsatzentschluß insbesondere über die 
Vollendung einer Währungsunion und eine Datie- 
rung notwendig sind, weil wir anders eine Fort- 
schrittswirkung nicht erzielen. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, wir haben gerade in der Debatte über die 
Schwierigkeiten in der Agrarpolitik und über die 
Gefahr, daß der Gemeinsame Markt durch diese 
Schwierigkeiten in eine Krise geraten, am Ende 
sogar möglicherweise zerbrechen könnte, gesehen, 
daß der Erfolg der Gemeinschaften, wenn man nicht 
zu einer Wirtschaftsunion kommt, nicht zu erreichen 
ist. Die Bundesregierung wird von dieser Überzeu- 
gung aus alles tun, damit eine Wirtschaftsunion 
erzielt werden kann. Die Gipfelkonferenz ist eine 
Möglichkeit, den politischen Willen dazu zum Aus- 
druck zu bringen. Denn sonst hätte sie ja keinen 
Wert. Alle anderen Fragen hätte man im Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft besprechen 
können. Wenn schon die Ministerpräsidenten Zu- 
sammenkommen, dann, glaube ich, doch nur, w^enn 
sie die feste Absicht haben, der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft wieder ein politisches Ziel zu 
setzen. Diese Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
würde ausdörren, wenn sie sich darin erschöpfte, 
daß die Teilnehmerstaaten sich möglicherweise ge- 
genseitig kleine Präferenzen zuschieben. Das würde 
auch — das ist meine feste Überzeugung — die 
Haltung unserer wesentlichen Partner in der westli- 
chen Welt nicht gerade von der Nützlichkeit unserer 
Bestrebungen überzeugen. Wenn es uns nicht ge- 
lingt, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
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wieder politische Impulse zu geben, dann werden 
wir einer sehr schweren Zeit in Europa entgegen- 
sehen. 


Vizepräsident Dr. Schmid: Zweite Zusatz- 
frage! 


Vizepräsident Dn Schmid: Zweite Zusatz- 
frage! 

I 

Dr. Hallstein (CDU/CSU): Herr Bundesminister, , 
glauben Sie nicht, daß die Auskunft, die Sie soeben 
gegeben haben, wesentlich hinter dem zurückbleibt, 
was der Herr Bundesminister für Ernährung und i 
Landwirtschaft vor genau einer Woche in diesem 
Hohen Hause gefordert hat, indem er sagte — ich j 
darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten aus 
dem Protokoll zitieren — : 

Wenn es nicht zu einer Wirtschafts- und Wäh- | 
rungseinheit kommt, läßt sich keine Agrarpoli- : 
tik, wie sie bisher gemacht worden ist, fortset- i 
zen. Das kann nicht in absehbarer Zeit, sondern > 
ich habe Herrn Kollegen Schiller erklärt, das | 
muß so schnell wie möglich geschehen. Und 
nun will ich Ihnen ganz offen eines sagen: ich 
setze hier Hoffnungen auf die Gipfelkonferenz, j 
Wenn diese Frage nicht von den Regierungs- 
chefs und den Außenministern zum zentralen 
Anliegen gemacht wird, dann wird Europa daran 
Schaden leiden. Das sage ich in aller Deutlich- 
keit und mit allem Ernst dieser Stunde. 

(Zurufe von der SPD.) | 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr | 
Kollege Professor Hallstein, Sie müssen mich 
akustisch nicht verstanden haben. Ich habe soeben | 
präzise das ausgedrückt, was mein Kollege Ertl hier 
vor acht Tagen gesagt hat. I 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Dr. j 
Apel! j 

Dr. Apel (SPD): Herr Bundesminister, sind Sie j 
nicht mit mir der Meinung, daß es nicht Aufgabe | 
der Fragestunde und auch nicht Sinn in diesem ! 
Moment ist, von der Bundesregierung ein euro- 
päisches Manifest zu verlangen, sondern daß es I 
jetzt darauf ankommt, konkrete Schritte zu tun? | 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) | 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordne- ' 
ter, über den Sinn der Fragestunde kann keine 
Regierungsstelle authentisch entscheiden. ' | 

(Beifall bei der CDU/CSU.) | 


Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, ich darf dazu die Bemerkung, die ich 
machen muß, machen, über die Möglichkeit 
einer Fragestunde mag man geteilter Meinung sein. 
Aber die Regierung stellt sich natürlich der poli- 
tischen Auseinandersetzung, wo immer sie sie fin- 
den kann. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 


Dr. Apel (SPD): Herr Bundesminister, sind Sie 
nicht der Meinung, daß nicht zuletzt angesichts 
Ihrer Gespräche am kommenden Wochenende mit 
dem französischen Außenminister und der Notwen- 
digkeit, insbesondere mit Frankreich in diesen Fra- 
gen eng zusammenzugehen, und der sich abzeich- 
nenden Kooperationsbereitschaft Frankreichs eine 
gewisse Delikatesse in der Diskussion vor der Gip- 
felkonferenz angebracht ist, da es auf Ergebnisse 
ankommt und nicht auf Deklamationen? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Natür- 
lich ist die Weiterentwicklung in der Europäischen 
Gemeinschaft delikat, weil die politischen Auffas- 
sungen der einzelnen Mitgliedstaaten in manchen 
entscheidenden Punkten nicht konvergent sind. Die 
Tatsache, daß ich einen Tag vor Beginn der Gipfel- 
konferenz nach Paris reise, um mit meinem fran- 
zösischen Kollegen zu sprechen, soll zeigen, daß 
sich die Bundesrepublik Mühe gibt, 'die 'Kon- 
ferenz zu einem Erfolg zu bringen, und zwar auch 
in der Vorbereitung, die sich ja jetzt schon in Ge- 
sprächen in Brüssel in gewisser Weise anbahnt. 
Darüber hinaus soll dadurch aber auch gezeigt wer- 
den, daß die Bundesregierung nach wie vor das 
deutsch-französische Verhältnis als allein trag- 
fähige Grundlage einer positiven europäischen Ent- 
wicklung betrachtet. Das, glaube ich, ist die Mei- 
nung des ganzen Hauses, in der wir uns mit Ihnen 
einig sind. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Feilermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Bundesminister, ist 
meine Feststellung richtig, daß sich auch die neue 
Bundesregierung der Bonner Erklärung der Staats- 
und Regierungschefs aus dem Jahre 1961 nach wie 
vor verpflichtet fühlt — ich darf wörtlich zitieren — . 

in regelmäßigen Zeitabständen 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordne- 
ter, in Maßen zitieren! 

Fellermaier (SPD): Herr Präsident, es ist ein 
Satz; es wird keine Lesestunde werden. 

... in regelmäßigen Zeitabständen Zusammen- 
künfte zu dem Zweck abzuhalten, ihre Ansichten 
zu vergleichen, ihre Politik miteinander abzu- 
stimmen . . . 

und darf ich daraus folgern, daß sich die Bundes- 
regierung dafür einsetzen wird, daß es im Interesse 
der Bewältigung der ungelösten Fragen Europas zu 
regelmäßigeren Gipfelgesprächen kommen wird? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Für 
solche Gespräche, Herr Kollege, gilt das gleiche, 
was ich soeben in einem anderen Zusammenhang 
gesagt habe: Man muß den Gesprächen einen Inhalt 
geben. Man muß solche Gespräche sorgfältig vorbe- 
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reiten. Man darf sie nicht zur bloßen Routine wer- j 
den lassen, weil wir ja irgendwo Gesprächsrunden 
sozusagen als Reserve brauchen, von denen wir er- 
warten können, daß sie ins Stocken geratenen Ent- 
wicklungen neue Impulse zu geben vermögen. Und 
eine Gipfelkonferenz ist ein solches Gespräch. Ich 
würde also vor der reinen Routine solcher Zusam- 
menkünfte warnen und sie eher den wichtigen Pe- 
rioden Vorbehalten, in denen man weiterkommen 
muß, wenn die Zusammenarbeit in Europa einmal 
ins Stocken geraten ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU); Herr Bundes- 
minister, würden Sie mir darin zustimmen, daß ein 
fester Termin für die Erreichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion in der EWG ein großer Vorteil 
wäre? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Natür- 
lich wäre das ein Vorteil, Herr Kollege Lenz. Aber 
ihn zu erreichen, hängt leider nicht von uns ab. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist noch nicht einmal sicher, ob wir die Uber- 
gangsphase am Ende des Jahres erreichen, aber doch 
nicht deshalb, weil wir sie nicht wollen, sondern 
weil durch Ereignisse, die sich unserem Einfluß ent- 
ziehen, der Markt einfach auseinandergelaufen ist. 
Wir wollen uns doch nichts vormachen. Frankreich 
jßj ist nicht mehr Teilnehmer am Agrarmarkt in Europa, | 
und die Bundesrepublik ist doch nur dadurch Teil- 
nehmer am gemeinsamen Agrarmarkt, daß wir durch i 
sehr komplizierte Maßnahmen, über die wir uns im 
Gesetzgebungsverfahren ja noch unterhalten wol- 
len, diese Teilnahme ermöglichen. Aber es heißt 
doch einfach die Augen vor der Wirklichkeit ver- 
schließen, wenn wir am Ende sagen, diese techni- 
schen Manipulationen haben die volle Teilnahme 
der Bundesrepublik am gemeinsamen Agrarmarkt 
möglich gemacht. Wir müssen doch die Gefahren 
sehen und sollten uns Mühe geben — wir wollen 
das tun — , in Gesprächen auch solcher Art, wie die 
Gipfelkonferenz eines ist, diese Schwierigkeiten zu 
überwinden. 

Feste Daten zu beschließen — etwa: die Wirt- 
schaftsunion muß am 1. Januar 1975 vollendet 
sein — , halte ich allerdings schon deswegen für 
wenig erfolgversprechend, weil wir ja gesehen 
haben, was in einem Zeitraum von fünf Jahren alles 
passieren kann. Mir wäre es lieber, wir würden die 
Teilergebnisse, die unmittelbar vor uns liegen, 
praktisch erreichen, als daß wir neue Termine fest 
beschließen. 

In einem Punkt allerdings, muß ich sagen, ist es 
nötig, daß wir uns ein festes Ziel setzen, nämlich in 
der Frage der Erweiterung der Gemeinschaft. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Das ist für alle an der Gemeinschaft Beteiligten eine 
wesentliche politische Frage, auch für den zukünfti- | 
gen Erfolg der Gemeinschaft. | 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) | 


fCl 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zweite Zusatz- ' ' 
frage, Herr Abgeordneter Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Herr Minister, 
darf ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundes- 
regierung ohne ein abgestimmtes Gesamtkonzept in 
diese Verhandlungen geht? 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien.) 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Lenz, das dürfen Sie nicht. Die Bundesregie- 
rung geht mit einem festen Konzept in diese Ver- 
handlungen, und sie wird diese Verhandlungen be- 
nutzen, ihrerseits Initiativen vorzuschiagen, um in 
Abstimmung mit unseren Partnern in der EV7G 
genau in den Punkten, die Sie hier genannt haben, 
einen Fortschritt zu erreichen. Aber Sie wissen ge- 
nausogut wie ich, daß dieser Fortschritt kein Fort- 
schritt wäre, wenn wir ihn nicht einstimmig akzep- 
tierten. Es geht also für uns darum, eine Lösungs- 
möglichkeit herauszufinden, die diese Einstimmig- 
keit erwarten läßt. Es geht darum, mit unseren Part- 
nern bilateral vor Zustandekommen der Gipfelkon- 
ferenz schon ein Stück des Weges besprochen und 
verabredet zu haben, damit wir zu einem Erfolg 
kommen. Denn wenn diese Gipfelkonferenz, die ja 
nicht von uns, sondern von Frankreich vorgeschla- 
gen worden ist, wie das Hornberger Schießen aus- 
gehen sollte, dann wäre die negative psychologische 
Wirkung in Europa, besonders auf die jüngere Ge- 
neration in allen europäischen Ländern, eine so 
bedrückende, daß es manchem im nachhinein wahr- ^ ^ 
scheinlich leid tun würde, eine solche Konferenz vor- 
geschlagen zu haben. Darin liegt auch schon ein ge- 
wisser Zwang für uns selbst, praktisch zu etwas zu 
kommen. Wir wollen alles dazu beitragen, auch an 
Bereitschaft der eigenen Kooperation in Europa und 
des Einsatzes unserer eigenen Möglichkeiten, um zu. 
einem Erfolg zu kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zunächst eine Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Blumenfeld, 
feld. 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Minister, meinen 
Sie, daß es zu dem Spektrum von Delikatessen 
gehört, von dem der Herr Kollege Apel eben sprach, 
in den Verhandlungen mit unserem Nachbarland 
Frankreich, wenn von dieser Tribüne aus das Mit- 
glied der Regierung Herr Minister Schiller in der 
vergangenen Woche zwar nicht wortwörtlich, aber 
dem Sinne nach erklärt hat, er würde die Brieftasche 
zumachen, wenn sich die französische Regierung 
nicht anders verhielte? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Zwar 
gehören Delikatessen, Herr Kollege — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Einen Augenblick, 
bitte! — Ich kann den Sinn dieser Frage im Zusam- 
menhang mit den Fragen, die hier gestellt sind, nicht 
recht verstehen. 
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Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Ja, ich j 
wollte auf diesen Sinn zu sprechen kommen. Herr | 
Kollege, Delikatessen gehören, sobald mit ihnen i 
gehandelt wird, in den Zuständigkeitsbereich des ! 
Wirtschaftsministers, solange sie wachsen und noch 
nicht im Handel sind, in den Zuständigkeitsbereich | 
des Landwirtschaftsministers, wie Sie wissen. | 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Insofern also hat sich der Kollege Schiller mit Deli- 1 
katessen zu Recht befassen können. Wir sollten, so ; 
glaube ich, das, was der Herr Kollege Schiller gesagt | 
hat, nicht etwa als ein Zeichen mangelnder Koope- 
ration in Europa werten, sondern als eine Mahnung, 
zu Ergebnissen auf dem Gebiete der Landwirt- 
schaftspolitik zu kommen. Diese sollten am Ende die j 
Leistungsfähigkeit aller europäischen Bürger nicht | 
dadurch überfordern, daß die Kosten dieser Politik j 
zu hoch werden; d. h., wir brauchen eine bessere i 
europäische Landwirtschaftspolitik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) ! 

I 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter ; 
Majonica zu einer Zusatzfrage, 


(B) 


Majonica (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind i 
Sie bereit, im Auswärtigen Ausschuß die Gesamt- | 
konzeption vor der Gipfelkonferenz vorzulegen, da- 
mit sie dort diskutiert werden kann, und sehen Sie | 
im Gegensatz zum Kollegen Dr. Apel das große 
Interesse des Bundestages an der europäischen i 
Frage als eine Belastung oder vielmehr als eine | 
Unterstützung Ihrer Position an? j 


Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr | 
Kollege, ich habe Herrn Dr. Apel nicht so verstan- | 
den, daß er die Europapolitik als eine Last empfin- i 
det, weiß ich doch aus seiner eigenen persönlichen 1 
Geschichte, daß er sich mit besonderer Leidenschaft, | 
aber sogar auch in beruflicher Eigenschaft in europä- ! 
ischen Fragen mit Erfolg betätigt hat. Also: so habe j 
ich ihn verstanden. 


(Beifall bei der SPD.) 


Herr Kollege Dr. Apel hat wohl davor warnen wol- 
len, daß wir hier im Bundestag nur Deklamationen 
besprechen und nicht auch die praktischen Schwie- 
rigkeiten sehen. Aber das ist unser aller Überzeu- 
gung. 

Um auf Ihre Frage zu antworten, Herr Kollege 
Majonica: in dieser wie in anderen Fragen hat die 
Bundesregierung die Absicht, das Parlament nicht 
nur regelmäßig zu informieren, sondern auch mit 
dem Parlament zu beraten. Ich werde den Auswär- 
tigen Ausschuß — weil sich manche Aspekte der 
Vorbereitung von Konferenzen für die öffentliche 
Diskussion nicht in vollem Umfange eignen — über 
die Absichten der Bundesregierung unterrichten, so- 
wohl was die europäische Politik angeht als auch 
was andere politische Initiativen angeht, die die 
Bundesregierung in ihrer Regierungserklärung an- 
gekündigt hat. 


Ich greife das Wort auf, das hier aus dem Hause 
gesprochen worden ist, daß wir in eine Phase der 


Außenpolitik hineingehen, die es erforderlich macht, (^) 
daß die verantwortlichen Politiker, und zwar in 
Regierung und Opposition, ein so enges Konsulta- 
tionsverhältnis wie nur eben möglich halten. Das 
heißt nicht etwa, daß wir für unsere politischen 
Entscheidungen in der Außenpolitik allüberall die 
Einstimmigkeit haben müssen. Keineswegs! Es gibt 
auch in diesen Fragen unterschiedliche Meinungen, 
und wir sollten sie gar nicht verbergen. Aber wir 
sollten gemeinsam darum ringen, der Außenpolitik 
der Bundesregierung eine tragfähige Grundlage zu 
geben; denn nur so kann sie Erfolg haben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Majonica, eine Zusatzfrage. 

Majonica (CDU/CSU): Herr Minister, ich hatte 
Sie präzise gefragt — entschuldigen Sie, wenn ich 
diese Frage wiederhole — , ob Sie vor der Gipfel- 
konferenz im Auswärtigen Ausschuß die Gesamt- 
konzeption der Bundesregierung im Hinblick auf die 
europäischen Probleme vorlegen könnten. 


Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Majonica, ich werde den Versuch machen, 
mit dem Auswärtigen Ausschuß einen Termin für 
eine Sitzung zu vereinbaren, in der ich die Vorstel- 
lungen der Bundesregierung zu dieser Gipfelkonfe- 
renz vortragen werde. 

(Abg. Freiherr von und zu Guttenberg: 

Vor der Konferenz!) 

— Vorstellungen zu der Konferenz kann ich nur 
vorher vortragen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fellermaier. 

Feilermaier (SPD): Herr Außenminister, es ist 
doch sicher richtig, daß sich die Vorstellungen der 
Bundesregierung zur Gipfelkonferenz kontinuierlich 
weiterentwickeln, aufbauend auf den Bemühungen 
des Außenministers Willy Brandt aus der Zeit der 
Großen Koalition, das Haager Gipfeltreffen vorzu- 
bereiten, das nun schon seit Monaten Gegenstand 
von Konsultationen der sechs EWG-Staaten ist und 
dessen Vorbereitung nunmehr verstärkt und akti- 
viert werden soll. 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, ich habe mein Amt aus der Hand meines 
Vorgängers Willy Brandt empfangen, der heute der 
Bundeskanzler dieser Regierung ist. Es versteht sich 
von selbst, daß allein dadurch eine Kontinuität in 
der Außenpolitik gegeben ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungserklä- 
rung darauf auch mit Nachdruck hingewiesen, aber 
nicht verschwiegen, daß die Außenpolitik — neben 
der Kontinuität — auch neue Akzente setzen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Wagner. 
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Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU): Herr Minister, 
da die Bundesregierung bereit ist, für die Stärkung 
der Stellung des Europäischen Parlaments einzutre- 
ten, möchte ich die Frage stellen, ob die Bundes- 
regierung die Absicht hat, die Schaffung eigener Ein- 
nahmen der Gemeinschaft in der Endstufe und die 
dadurch bewirkte Finanzierung der Agrarausgaben 
der Gemeinschaft von einer echten Haushaltsbefug- 
nis des Europäischen Parlaments abhängig zu 
machen. 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Die 
Antwort lautet ja, Herr Kollege. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU): Herr Minister, 
die Schwierigkeiten hinsichtlich der europäischen 
Integration sind zur Zeit zweifellos weitgehend auch 
psychologisch bedingt und auf die weitverbreitete 
Resignation in den europäischen Ländern zurück- 
zuführen. Ist die Bundesregierung unter diesen Um- 
ständen nicht der Auffassung, daß es auch der Erle- 


, digung der zur Zeit anstehenden europäischen Ta- 
j gesfragen sehr förderlich wäre, wenn es gelänge, 
■ auf der kommenden Gipfelkonferenz neue, ehr- 
' geizige Ziele, möglicherweise mit festen Daten ver- 
' bunden. zu setzen? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Auch 
auf diese Frage lautet die Antwort ja. Wir werden 
Vorschläge machen und versuchen, auf der Gipfel- 
konferenz zu konkreten Abmachungen zu kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Fragestunde 
ist beendet. 

Ich teile mit, daß die Fragen 14 und 15 des Abge- 
‘ ordneten Kiep und die Frage 49 des Abgeordneten 
I Flämig von den Fragestellern zurückgezogen wor- 
I den sind. 

Ich teile weiter mit, daß morgen, am Freitag, keine 
Präsenzpflicht ist. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf Mittwoch, 
den 12. November 1969, 9 Uhr ein. 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 10.05 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 


Dr. Achenbach 

6. 11. 

Amrehn 

16. 11. 

Dr. Barzel 

6. 11. 

Behrendt ** 

7. 11. 

Berger 

6. 11. 

van Delden 

6. 11. 

Dichgans ** 

7. 11. 

Dr. Dittrich ** 

7. 11, 

Draeger 

12. 11. 

Dröscher ** 

7. 11. 

Frau Dr. Elsner ** 

7. 11. 

Dr. Franz 

6. 11. 

Frau Funcke 

6. 11. 

Gerlach (Emsland) ** 

7. 11. 

Gottesleben 

31. 12. 

Häussler 

6. 11. 

Frau Herklotz * 

17. 11. 

Frau Huber 

6. 11. 

Dr. Hubrig 

6. 11. 

Dr. Jobst 

6. 11. 

Dr. Jungmann 

10. 11. 

Frau Kalinke * 

17. 11. 

Kleinert 

6. 11. 

Klinker ** 

7. 11. 

Kriedemann ** 

7. 11. 

Lautenschlager ** 

6. 11. 

Lücke (Bensberg) 

30. 11. 

Lücker (München) ** 

7. 11. 

Frau Meermann * 

9. 11. 

Müller (Aachen-Land) ** 

7. 11. 

Petersen * 

17. 11. 

Raffert * 

9. 11. 

Richarts ** 

8. 11. 

Riedel (Frankfurt) ** 

7. 11. 

Dr. Riedl (München) 

6. 11. 

Dr. Rinderspacher 

14. 11. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein 

6. 11. 

Dr. Schachtschabei 

6. 11. 

Scheu 

6. 11. 

Schmidt (Hamburg) 

6. 11. 

Dr. Schmitt-Vockenhausen 

7. 11. 

Dr. Sperling 

6. 11. 

Frau Stommel 

6. 11. 

Frau Dr. Wolf * 

20. 11. 

Wagner (Günzburg) 

6. 11. 

Baron von Wrangel 

6, 11. 

Wurbs 

6. 11. 


* Für die Teilnahme an einer Tagung der Interparlamen- 
tarischen Union 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro- 
päischen Parlaments 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten 
Richarts, Kulawig und Draeger (Drucksache VI/34 
Fragen A 28, 33 und 34): 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung für die Grenz- 
gänger vorgesehen, die sowohl durch die Aufwertung der D-Mark 
wie durch die Abwertung des französisclien Francs beträchtliciio 
Einkommensverluste erleiden? 

Welche sonstigen Maßnahmen erwägt die Bundesregierung, um 
die durch Franc- Abw'crtung und D-Mark- Aufwertung doppelt be- 
nachteiligten Grenzgänger zu entschädigen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um die finan- 
ziellen Härten auszugleidien, die den saarländischen Arbeit- 
nehmern, die in benadib arten französischen Unternehmungen 
arbeiten, durch die Aufwertung der D-Mark als Lohn- und Kauf- 
kraftverlust entstanden sind? 

Am 30. September 1969 arbeiteten 2420 deutsche 
Grenzgänger in Frankreich, von denen die Mehrzahl 
im Saarland wohnt. Dieser Personenkreis erlitt auf 
Grund der Franc-Abwertung und der D-Mark-Auf- 
wertung insgesamt Wechselkurseinbußen in Höhe 
von rund 21 ^'o. Hierbei handelt es sich allerdings 
nicht um Verluste im eigentlichen Sinne, sondern 
um den Abbau von Vorteilen, die sich aus der 
güterwirtschatflichen Überbewertung des Franc und 
der entsprechenden Unterbewertung der D-Mark 
ergeben haben. So lagen die Grundlöhne der saar- 
ländischen Grenzgänger in Frankreich vor den 
währungspolitischen Maßnahmen vielfach höher als 
in der Bundesrepublik. Der Gesamtlohn war wegen 
der französischen Familienzulagen zum Teil ganz 
erheblich höher. Dies gilt vor allem für die Berg- 
leute, die etwa die Hälfte der Grenzgänger stellen. 
Dieses Lohngefälle zwischen den beiden Ländern ist 
durch die französische Abwertung und die deutsche 
Aufwertung eingeebnet worden. 

Die Bundesregierung hält bei dieser Sachlage 
Leistungen, welche die Wiederherstellung der bis- 
herigen Vorteile der Grenzgänger zum Ziele hätten, 
nicht für gerechtfertigt. Es ist aber nicht zu ver- 
kennen, daß die plötzliche Einkommenseinbuße von 
rund 21 ^/o für die Grenzgänger nach Frankreich be- 
sonders in der ersten Übergangszeit mit erheblichen 
sozialen Härten verbunden ist. 

Die Bundesregierung prüft daher zur Zeit, ob den 
in Frankreich arbeitenden Grenzgängern eine ein- 
malige Überbrückungshilfe gezahlt werden kann. 
Diese Hilfe soll dazu beitragen, soziale Härten bei 
der Anpassung an die neue Situation zu verhindern 
oder zu mildern. 


Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Richarts (Drucksache VI 34 Frage A 29): 

Ist die Bundesregierung bereit, für die Rentner, die durch ihre 
frühere Tätigkeit in Frankreich Rentenansprüche erworben haben 
und durdr die Franc-Abwertung und Aufwertung der D-Mark 
cbcnfali.s Einkommensverlusto erleiden, AusgJeichsmaßnahmen 
einzuleiten? 
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(A) Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
für die Empfänger einer rein französischen Rente 
besondere Ausgleichsmaßnahmen notwendig sind. 
Die französischen Renten sind innerhalb des vergan- 
genen Jahres um etwa 17 o erhöht worden, so daß 
ihre Kaufkraft in der Bundesrepublik vor der Ab- 
wertung des Franc erheblich über der Kaufkraft 
entsprechender deutscher Renten lag, die nicht in 
diesem Maße angepaßt wurden. Somit hatten die 
vorhergehenden relativ starken Rentenerhöhungen , 
in Frankreich zur Folge, daß die durch die Wechsel- 
kursänderungen eingetretenen Kaufkraftverluste 
der französischen Renten in Deutschland weitgehend 
abgeschwächt wurden. — Auf die Mehrzahl der Be- i 
Zieher französischer Renten findet zudem das Sozial- 
versicherungs-Angleichungsgesetz Saar sowie das ; 
saarländische Gesetz Nr. 345 Anwendung. Danach ‘ 
erhalten sie von deutscher Seite eine Ausgleichszah- 
lung, wenn ihre französische Rente unter den Betrag 
der entsprechenden deutschen Rente fällt. Die rein 
französischen Renten können somit infolge der ' 
Wechselkursänderungen nicht unter das Niveau der 
entsprechenden deutschen Renten absinken. Damit 
sind in diesen Fällen Härten ausgeschlossen. 


Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kula- 
wig (Drucksache VI/34 Frage A 32): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Ausgleich lür die rund 
'irtdigen Einkornmensvcrlusie, die den in Frankreicli arbeitenden 
Grenzgängern durch die Franc- Abwertung und D-Mai k-Autweitung 
entstehen, durch den Abschliiß eines deutsch-franzd.sisclien Ab- 
kommens über einen verbesserten Umrechnungskoeffizienten 
französischer Valuta für deutsche Arbeitnehmer, die in Frank- 
reich arbeiten und in der Bundesrepublik Deutschland wohnen, 
zu schaffen, wie dies zwischen Belgien und Frankreich bereits 
vereinbart wurde? 

Das französisch-belgische Abkommen vom 14. Sep- 
tember 1969 sieht nach den bisher bekanntgewor- 
denen Informationen günstigere Wechselkurse für 
die Überweisung von Franc-Einkommen belgischer 
Grenzgänger vor. Der Ausgleich scheint innerhalb 
der verschiedenen Industriezweige unterschiedlich 
zu sein und wird offenbar nach und nach vollständig 
abgebaut. Die Bundesregierung wird prüfen, ob es 
die durch die währungspolitischen Maßnahmen ein- 
getretene Lage der Grenzgänger nach Frankreich 
geboten erscheinen läßt, entsprechende Verhandlun- 
gen mit der französischen Regierung aufzunehmen. 


Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gra- 
mer (Drucksache VI/34 Frage A 38): 

Ist die Bundesregierung bereit, die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen zu schaffen, daß auch den Personen ihre Lehrjahre für die 
Rente angerechnet wird, die nach dem 1. Juli 1965 Rentner 
wurden? 

Ich nehme an, daß Ihre Frage in der mir vorlie- 
genden Form einen sinnstörenden Schreibfehler ent- 
hält. Es dürfte statt „nach dem 1. Juli 1965" wohl j 


„vor dem 1. Juli 1965" heißen müssen, da für Ver- (Q 
sicherungsfälle nach dem 1. Juli 1965 Lehrjahre 
angerechnet werden. Daher beantworte ich Ihre 
Frage wie folgt. 

Nach dem bis zum 1. Juli 1965 geltenden Recht 
waren Lehrzeiten nur dann bei der Rentenberech- 
nung zu berücksichtigen, wenn Versicherungspflicht 
bestanden hatte. Da bis zur Rentenreform des Jah- 
res 1957 Versicherungspf liebt eine entgeltliche Be- 
schäftigung voraussetzte, Lehrlingen aber ein Ent- 
gelt früher vielfach nicht gewährt wurde, war für 
eine Anrechnung der Lehrzeiten vor 1957 oftmals 
kein Raum. Das Erste Rentenversicherungs-Ände- 
rungsgesetz — die sog. Härtenovelle — vom 9. Juni 
1965 hat hier Verbesserungen gebracht. Finanzielle 
Erwägungen waren dafür maßgebend, daß die neue 
Regelung auf Versicherungsfälle nach dem 30. Juni 
1965 beschränkt wurde. Bei der Prüfung, inwieweit 
das geltende Rentenversicherungsrecht noch Unzu- 
länglichkeiten aufweist, wird die Bundesregierung 
auch der Frage naebgehen, ob im Rahmen der finan- 
ziellen Gegebenheiten die Regelung auch auf Ver- 
sicherungsfälle vor dein 1. Juli 1965 ausgedehnt 
werden kann. 


Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. 
Haack (Drucksache VI 34 Frage A 39): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Mutterschutzgesetz auch 
auf die Frauen auszudehnen, die eine Fehlgeburt erleiden? 

Das Mutierschutzgesetz gilt für alle schwangeren 
Frauen, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, bis 
zur Beendigung der Schwangerschaft in gleicher 
Weise. Unterschiede treten erst nach Beendigung 
der Schwangerschaft auf. Endet die Schwangerschaft 
mit einer Entbindung, genießt die Frau den vollen 
Mutterschutz weiter. Endet die Schwangerschaft mit 
einer Fehlgeburt, scheidet die Frau mit diesem Zeit- 
punkt aus dein Geltungsbereich des Mutterschutz- 
gesetzes aus. Die Fehlgeburt wird nach geltendem 
Recht als Krankheit angesehen. In diesem Fall 
werden die Vorschriften der Reichsversicherungs- 
ordnung über die Krankenhilfe sowie die gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfalle angewandt. Die Frage macht deut- 
lich, daß eine Fehlgeburt in einem fortgeschrittenen 
Stadium der Schwangerschaft hinsichtlich der physi- 
schen und psychischen Veränderungen und Bela- 
stungen der Frau durchaus einer Entbindung ver- 
gleichbar ist. Ich werde daher prüfen lassen, ob und 
inwieweit das Mutterschutzgesetz auch auf solche 
Fälle ausgedehnt werden kann. 


Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Müller (Berlin) (Drucksache Vr34 Fragen A 40 und 
41): 
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(A) Sirirl df'i Hujulrsit?(|ior iiijfi di(» in v f j sdiircirtUMi iii' 

fjoii vci ottontlichferi LesejzaischiilUMi und dndrio \ nroffontliclinn- 

gen ■ wie z. B. in „Uei Heiiiikeluer" \ i>tn 30. Oktober 1960 -- 

bokdunt, in detioii unter Bezuqnnhme iuit die Sondeizcihlunneii 
in Hohe von 300 DM nti alle im (illoni liehen Dienst Beschäfliglen 
und 150 DM an die Versorcjunqscmpfdngci sowie das in Äus- 
sidit genommene höhere Wcihruichlsgeld, ancli für die. Rentner 
ein Weihnachtsgeld oder üborgangsgekl gefordert wirdV 

Ist die Bundesregierung bereit, audi den Rentnern ans Stener- 
mittein ein entspreefrendes Weihnachtsgeld zu zahlen, falls nein, 
warum nicht? 

Der Bundesregierung sind die in diesem Jahr in 
der Öffentlichkeit erhobenen Forderungen nach 
einem Weihnachts- oder Überbrückungsgeld für 
Rentner bekannt. Die Bundesregierung erkennt an, 
daß die wirtschaftliche Entwicklung, die sich vor 
allem nach dem Nichtaufwertungsbeschluß in der 
alten Bundesregierung ergeben hat, bei den Rent- 
nern zu sozialen Harten geführt hat. Zwar ergibt 
sich aus dem System der bruttolohnbezogenen Rente 
eine Anpassung der Sozialrenten an diese Entwick- 
lung, aber erst mit erhebliciier zeitlicher Verzöge- 
rung. Umgekehrt führt dieses System dazu, daß in 
Zeiten schwacher wirtschaftlicher Entwicklung die 
Renten relativ stärker steigen. 

Die Bundesregierung wird am System der brutto- 
lohnbezogenen Rente festhalten. Sie wird aber prü- 
fen, wie weit im Rahmen dieses Systems den in der 
freien Wirtschaft und im öffentlichen Dienst immer 
stärker werdenden Tendenzen zur Zahlung eines 
Weihnachtsgeldes Rechnung getragen werden kann. 
Der Kabinettausschuß für Soziales und Gesundheit 
wird diese Frage unverzüglich prüfen und dabei 
auch die Möglichkeiten für eine einmalige Über- 
brückungsleistung untersuchen. Allerdings ist es 

(B) notwendig, daß das finanzpolitische Erbe geordnet 
und die Grundlinien des Haushalts 1970 und der 
mehrjährigen Finanzplanung festgelegt sind. 


Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Arendt vom 6. November 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Weigl 
(Drucksache VI/34 Frage A 42): 

Wird die Bundesregierung durch eine Änderung des § 176 RVO 
allen bisher nicht versicherten landwirtschaftlichen Altcnteilein 
eine zeitjidr begrenzte Möglichkeit des Beitritts in die gesetz- 
liche Krankenversicherung eröffnen? 

Die Bundesregierung ist sich der sozialen Bedeu- 
tung des Krankenversicherungsschutzes für selb- 
ständige Landwirte einschließlich der Altenteiler 
durchaus bewußt. In meinem Ministerium ist daher 
im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ein 
Arbeitskreis von Sachverständigen gebildet worden, 
der zur Zeit die verschiedenen Möglichkeiten zur 
Lösung dieses Problems berät. 

Der Arbeitskreis soll vor allem prüfen, ob und 
inwieweit die einzelnen Lösungsmöglichkeiten mit 
dem allgemeinen System der sozialen Sicherung, 
insbesondere dem der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung, vereinbar sind. Außerdem ist die Frage 
der Finanzierung zu untersuchen. Hierbei wird der 
Arbeitskreis auch die Möglichkeit erörtern, durch 
eine Änderung des § 176 der Reichsversicherungs- 


ordnung Altenteilern das Recht einzuräumen, der 
gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig beizu- 
treten. 

Nach Abschluß der Beratungen des Arbeitskreises 
wird die Bundesregierung entscheiden, welche Vor- 
schläge sie zur Regelung des Krankenversicherungs- 
schutzes der selbständigen Landwirte und der Alten- 
teiler vorlegen wird. 


Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 5. Novem- 
ber 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abgeord- 
neten Zebisch (Drucksache VI/34 Frage A 43): 

Wie viele Kindei in der Bundesrepublik Deutsch! ciiicl sind 
iniükje der NidiUibereinstinimung des Rhosusfuktors der Blleiii 
körperlich oder geistig geschüdigl? 

über die Zahl der infolge Nichtübereinstimmung 
des Rhesusfaktors zwischen Mutter und Kind kör- 
perlich oder geistig behinderter Kinder gibt es 
keine exakten, verläßlichen Zahlenangaben. 

Man rechnet mit etwa 6 ^ o aller Kinder, bei denen 
es durch eine Rh-negative Mutter und einen rein- 
oder gemischterbig Rh-positiven Vater zum Krank- 
heitsbild der Erythroblastose kommen kann. Bei die- 
sen Kindern muß medizinisch eingegriffen werden, 
da in aller Fälle ohne therapeutische Maßnahmen 
(vorzeitige Einleitung der Geburt, Immunprophy- 
laxe, Austauschtransfusion u. a.) mit schweren Hirn- pj 
Schäden zu rechnen ist. 

Nach § 196 der Reichsversicherungsordnung haben 
weibliche Versicherte seit dem 1. Januar 1966 wäh- 
rend der Schwangerschaft und nach der Entbindung 
Anspruch auf ärztliche Betreuung und Hebammen- 
hilfe. Dazu gehören auch Vorsorgeuntersuchungen. 

Die hierzu erlassenen Richtlinien sehen u. a. vor, 
daß bei jeder Schwangeren möglichst im 5. Schwan- 
gerschaftsmonat aus einer Blutprobe die Blutgruppe 
und der Rhesusfaktor (Merkmal D) bestimmt sowie 
eine Antikörper-Suchreaktion, mindestens gegen die 
Antigene D, C, c, E, o und Keil, durchgeführt werden 
sollen. Falls erforderlich, sind weitere Untersuchun- 
gen durchzuführen. Die Kosten hierfür trägt die 
Versicherung. 

Für Schwangere, die Sozialhilfe nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz erhalten, gibt es entsprechende 
Regelungen; ebenso für Beamtinnen. 

Eine Bestimmung des Rhesusfaktors für Ehepartner 
oder Brautleute, ohne daß eine Schwangerschaft vor- 
liegt, ist nicJit erforderlich. Eine zusätzliche Beratung 
braucht nicht eingeführt zu werden, da eine Bera- 
tung der Schwangeren bereits nach geltendem Recht 
zu den Pflichten des Arztes gehört, der eine Schwan- 
gerenvorsorge durchführt. 

Für die Behandlung und Heilung bereits geschä- 
digter Kinder sind die Bundesländer zuständig. Da 
die Therapie so früh wie möglich, d. h. günstigsten- 
falls schon im ersten Lebensjahr, beginnen soll, hat 
die Bundesregierung die Förderung von Modellein- 
richtungen — bevorzugt für diese Altersgruppe — 
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aufgenommen. Es wurden bis 1966/67 mit namhaften 
Beträgen gefördert: 

1. Hessingsche Orth. Heilanstalt 
Göggingen bei Augsburg 

2. Heimschule Föhrenbrühl 

3. Verein für Jugendfürsorge 
Leppermühle Gießen 

Zur Zeit werden gefördert: 

4. Johannisanstalten 
Moosbach, Baden 

5. Heinrich-Piepmeyer-Haus 
Münster 

Kindern, die durch Schwäche ihrer geistigen 
Kräfte wesentlich behindert oder von einer solchen 
Behinderung bedroht sind, ist Eingliederungshilfe 
nach dem Bundessozialhilfegesetz zu gewähren. 

Zu den Maßnahmen der Eingliederungshilfe ge- 
hört nach § 40 Abs. 1, 3 die Hilfe zu einer angemes- 
senen Schulbildung, vor allem im Rahmen der allge- 
meinen Schulpflicht. Hierunter fallen auch die Son- 
derschulen. 

Neben der Kostentragung für die Schulbildung als 
solche umfaßt die Eingliederungshilfe für das gei- 
stig behinderte Kind auch dessen Lebensunterhalt, 
soweit dieser aus Mitteln der Eltern oder des Kin- 
des nicht bestritten werden kann. Diese Hilfe wird 
auch dann gewährt, wenn das geistig behinderte 
Kind in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleich- 
ß) artigen Einrichtung eine Schulausbildung erhält und 
ihm oder seinen Eltern die Aufbringung der Kosten 
für den Lebensunterhalt nicht zugemutet werden ' 
kann (§ 43, 1). , 

Befindet sich das Kind im schulpflichtigen Alter, ' 
werden die Kosten des Lebensunterhalts nur bei j 
der Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung zu- 
gemutet. Dasselbe gilt auch für Hilfen, die bei gei- 
stig behinderten Kindern die für sie erreichbare 
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft ermög- 
lichen sollen, wenn die Behinderung eine Schulbil- 
dung nicht zuläßt (§ 43, 2). 

Die Kosten des in dieser Einrichtung gewährten 
Lebensunterhaltes werden im übrigen regelmäßig 
nur in Höhe der für den häuslichen Lebensunterhalt 
ersparten Aufwendungen angesetzt. 

Ist das Kind infolge der geistigen Behinderung so 
hilflos, daß es nicht ohne Wartung bleiben kann, I 
wird ihm Hilfe zur Pflege (§ 68) gewährt. Hierbei ! 
soll auch dem pflegebedürftigen Kind, das infolge 
seiner Pflegebedürftigkeit nicht an Maßnahmen der 
Eingliederungshilfe teilnehmen kann, nach Möglich- 
keit eine angemessene Bildung vermittelt werden. 


Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 5. November 
1969 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne- 
ten Ruf (Drucksache VI/34 Fragen A 44 und 45) : 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der Bekämpfung 
des Fluglärms darauf hinzuwirkeii, daß auf allen in dicht 
besiedelten Gebieten liegenden Flughäfen für die Zeit von 
22 bis 7 Uhr ein Nciditslartveibüt tür Strahlflugzeuge erlassen 
wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzutreten, daß für 
Nachtpostflügc das jeweils leiseste Flugzeug verwendet wird? 

Ein allgemeines Nachtstartverbot läßt sich nicht 
durchführen, ohne daß der internationale Luftver- 
kehr schweren Schaden nimmt. So führen beispiels- 
weise im internationalen Luftverkehr die Zeitunter- 
schiede zwangsläufig dazu, daß Start- oder Lande- 
I Vorgänge häufig in die Nachtstunden fallen. Der 
j Nachtluftpostverkehr würde zum Erliegen kommen. 

I Im Einzelfalle können von den für die Genehmigung 
i der Flughäfen zuständigen Landesverkehrsbehörden 
j aus Lärmschutzgründen unter Abwägung der Inter- 
j essen der betroffenen Bevölkerung und des Luftver- 
kehrs Beschränkungen für Nachtstarts von Strahl- 
i flugzeugen ausgesprochen werden. Solche Beschrän- 
kungen bestehen bereits auf einigen Verkehrsflug- 
häfen. Die Beteiligten bemühen sich im übrigen, 
Nachtstarts nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Die Deutsche Bundespost benutzt für Postbeförde- 
rung die bei den Luftverkehrsgesellschaften im Ein- 
satz befindlichen Flugzeuge. Sie besitzt keine eige- 
nen Flugzeuge, mit denen das Nachtluftpostnetz be- 
trieben werden könnte. Zur Durchführung der Nacht- 
postflüge bedient sich die Deutsche Bundespost der 
Verkehrsgesellschaft „Deutsche Lufthansa". 

Auch die Deutsche Bundespost ist daran interes- 
siert, bei Durchführung des Nachtluftpostverkehrs 
die Belästigung der Bevölkerung durch unzumut- 
baren Fluglärm auf ein Minimum zu begrenzen, so- 
weit ihr dazu überhaupt Möglichkeiten gegeben (D) 
sind. Sie wird deshalb darauf hinwirken, daß für 
Nachtpostflüge die jeweils am wenigsten störenden 
Luftfahrzeuge eingesetzt werden. 


Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

i des Bundesministers Frau Strobel vom 5. November 
1969 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord- 
neten Loeffler (Drucksache VI/34 Fragen A 46 und 
47); 

Hat die Bundcsreyiciung von der Regierung der Vereinigten 
Staaten bereits die wisseiisdiaftlidien Unterlagen erhalten, die 
in den USA das Verbot dos Süßslolfes Cyclamat ausgelöst haben 
und welche endgültigen Schlußtolgerungen gedenkt die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Verwendung und des Vertriebes von 
Cyclamat zu ziehen? 

Gedenkt die Bundesregierung, eigene Forschungen auf dem 
Gebiet der chemischen Zusätze in Nahrungsmitteln anzuregen 
und zu unterstützen, um für ihre Hntscheidungen möglidist ver- 
läßliche Angaben über die Wirkung solcher Stoffe zu erhallen? 

Die Bundesregierung hat die Original-Ergebnisse 
der neuesten Cyclamat- Versuche in den USA, die 

dem amerikanischen Gesundheitsministerium als 
Grundlage zu den jüngst bekanntgewordenen Maß- 
nahmen dienten, erhalten. 

Wir haben mit der cyclamatherstellenden und 
-verarbeitenden Industrie unverzüglich vorsorgliche 
Maßnahmen vereinbart. Danach soll ab sofort der 
Vertrieb des Süßstoffes Cyclamat in jeglicher Dar- 
reichungsform nur über Apotheken erfolgen; als Zu- 
satz zu Lebensmitteln soll Cyclamat nur noch für 
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^ ^ die Herstellung von Diabetikerlebensmitteln Ver- 
wendung finden. 

Diätetische Lebensmittel, die unter Verwendung 
von Cyclamat nach den bisher geltenden Vorschrif- 
ten hergestellt worden sind, sollen nur noch bis 
zum 1. Januar 1970 in den Handel gebracht und nur 
noch bis zum 1. April 1970 an den Letztverbraucher 
abgegeben werden. Die Publikumswerbung ist ab 
sofort eingestellt worden. Auch die Cyclamatver- 
wendung bei Medikamenten als Geschmackskorri- 
gens wird mit dem Ziele einer Umstellung auf an- 
dere Stoffe überprüft. 

Mit diesen, auf Absprache mit den Beteiligten be- 
ruhenden Maßnahmen hat die Bundesrepublik prak- 
tisch das gleiche erreicht wie die USA. 

Die Bundesregierung prüft selbstverständlich 
unter Hinzuziehung aller für diesen Problemkreis 
in Frage kommenden Sachverständigen, inwieweit 
die zur Zeit bestehenden Rechtsvorschriften der ver- 
änderten Sachlage anzupassen sind. 


' Ich habe, wie ich schon in der Antwort auf die (Q 
I Frage des Herrn Abgeordneten Loeffler sagte, mit 
I den Cyclamat-Herstellern und -Anwendern sowie 
! mit Cyclamat-Vertriebsgesellschaften als vorläu- 
i fige vorsorgliche Maßnahme Vereinbarungen über 
den Vertrieb von Cyclamat in Tabletten- und ande- 
ren Formen und die Herstellung von mit Cyclamat 
gesüßten Lebensmitteln getroffen. 

' Außerdem habe ich die Bundesapothekerkammer 
I aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß Cyclamat nur 
! an Diabetiker abgegeben wird. Insoweit gleichen die 
' genannten Vereinbarungen in etwa den amerika- 
I nischen Maßnahmen, wonach Cyclamat und cycla- 
mathaltige Lebensmittel für Diabetiker und Fettsüch- 
tige unter bestimmten Bedingungen zugelassen blei- 
I ben; in den USA unterliegen sie künftig den Arznei- 
I mittelkennzeichnungsvorschriften. 


Anlage 13 


Die Bundesregierung laßt laufend Forschungs- 
arbeiten und Untersuchungen auf dem Gebiet der 
Lebensmittelzusatzstoffe durchführen. Das Bundes- 
gesundheitsamt und verschiedene Bundesforschungs- 
anstalten führen diese Forschungsaufträge vornehm- 
lich aus. Da die ressorteigene Forschungskapazität 
begrenzt ist, werden auch Universitätsinstitute zu 
solchen Arbeiten herangezogen. Auch mit der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft besteht dazu eine 
enge Zusammenarbeit. 


Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 5. November 
1969 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Riedl (München) (Drucksache VI/34 Frage A 48) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Einfluß von Cycla- 
maten auf die Gesundheit der Bevölkerung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland unter besonderer Berücksichtigung der derzeit 
gesetzlich möglichen Vertriebsformen dieser Präparate? 

Die Bundesregierung hat schon seit längerer Zeit 
alle bekanntgewordenen Untersuchungen von Cy- 
clamat sorgfältig geprüft bzw. im Bundesgesund- 
heitsamt eigene Untersuchungen durchführen lassen. 

Eine erste Prüfung der bekanntgewordenen Unter- 
suchungsergebnisse sowie deren Diskussion durch 
in- und ausländische Experten auf dem Symposion 
der Deutschen Gesellschaft für Ernährung am 
24. Oktober 1969 in München hat ergeben, daß für 
die Bevölkerung der Bundesrepublik keine akute 
Gefahr besteht. Es wurde von den Wissenschaftlern 
ausdrücklich erklärt, was auch die Vertreter des 
amerikanischen Gesundheitsministeriums mehrfach 
betonten, daß keinerlei Beweise für eine krebs- 
erregende Wirkung beim Menschen vorlägen. In 
München wies man in diesem Zusammenhang auf 
die extremen Versuchsbedingungen der amerikani- 
schen Forscher, insbesondere die außerordentlich 
hohen Dosen, hin. 


Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 5. November 
1969 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Meinecke (Hamburg) (Drucksache VI/34 Frage 
A50): 

Ist dio Bundesregierung in Anbetradit der in der öffentlidi- 
keit bestellenden belrächtlidien Konfusion über die suchtge- 
fährdenden und toxisdron Wirkungen der Extrakte des indisdien 
Hanfs bereit, entsprediende umfassende Gutaditen, Forsdiungs- 
vorhaben oder Statistiken anzuregen und zu fördern? 

Die Bundesregierung ist natürlich bereit, For- 
schungsvorhaben über die Wirkungen des indischen 
Hanfes auf den Menschen anzuregen und zu fördern. 
Sie ist auch um umfassende Begutachtung bemüht. 

Bei den zuständigen internationalen Organisatio- 
nen wie der Weltgesundheitsorganisation und der 
Suchtstoff-Kommission der Vereinten Nationen be- 
steht kein Zweifel darüber, daß bestimmte Teile der 
indischen Hanfpflanze und Extrakte daraus Abhän- 
gigkeit erzeugende Suchtstoffe sind. Das Sachver- 
ständigen-Komitee für Suchtstoffabhängigkeit der 
Weltgesundheitsorganisation hat im Oktober 1968 
erneut diese Auffassung in seinem Bericht nieder- 
gelegt und daraus die Schlußfolgerung gezogen, daß 
die internationale Kontrolle für Cannabis fortgesetzt 
werden muß. 

Die Untersuchungen über die Wirkungen, die 
Cannabis hervorbringt, sind schwierig, da nur sehr 
selten Personen im Zustand der Intoxikation klinisch 
behandelt werden und die psychischen Effekte, um 
derentwillen das Mittel mißbräuchlich verwendet 
wird, im Tierversuch nicht erkennbar sind. 

Es sind eine Reihe von Untersuchungen aus Ame- 
rika veröffentlicht worden, die auf Befragungen von 
Cannabis-Verbrauchern zurückgehen. Umfassende 
Forschungsvorhaben sind nicht bekanntgeworden. 
In der Bundesrepublik selbst sind solche Befragun- 
gen bis jetzt offensichtlich nicht vorgenommen wor- 
den, da die Zahl der bisher erfaßbaren Verwender 
von Cannabis für solche Erhebungen nicht aussage- 
kräftig war. 
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Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

i 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 5. November 1969 auf die Schriftlichen Anfra* 
gen des Abgeordneten Richarts (Drucksache VI/34 
Fragen B 1 und 2) : 

Ist die neue Bundesregierung bereit, Zusagen der alten Bun- i 
desregierung dahin gehend einzulösen, daß sie die Frage der 
Mehrwertsteuer bei Wein überprütt mit der Absicht, dem 
Wein den vergünstigten Steuersatz anderer Agrarprodukte zu . 
gewähren? 

Ist die Bundesregierung bereit, in dieser Legislaturperiode ' 
eine entsprechende Novelle zum Mehi Wertsteuergesetz einzu- 
bringen? 

Der Gesetzgeber hat im Jahre 1967 nach langwie- ^ 
rigen Beratungen den ermäßigten Steuersatz für 
Wein abgelehnt. Damit hat er dem Grundsatz einer 
wettbewerbsneutralen Besteuerung aller Getränke 
den Vorzug gegenüber dem Gesichtspunkt eines 
einheitlichen Steuersatzes für alle landwirtschaft- | 
liehen Erzeugnisse gegeben. Die Gründe für diese 
Entscheidung gelten nach wie vor. Hinzu kommt, 
daß eine ermäßigte Besteuerung aller Getränke 
große Steuerausfälle zur Folge hätte. Nach vorläufi- 
gen Berechnungen handelt es sich um einen Betrag , 
von 1,3 Milliarden DM. Das Problem des Steuersat- ' 
zes für Wein läßt sich schon wegen dieser Größen- ' 
Ordnung nicht isoliert lösen. i 

Ungeachtet dieser Schwierigkeiten ist die Bundes- ■ 
regierung auch weiterhin bereit, die Frage der Um- 
satzbesteuerung des Weins im Rahmen der in die- | 
ser Legislaturperiode vorgesehenen Novellierung i 
des Umsatzsteuergesetzes zu überprüfen. 

Anlage 15 i 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom * 
5. November 1969 auf die Schriftlichen Anfragen des ; 
Abgeordneten Haase (Kellinghusen) (Drucksache ' 
VI, /34 Fragen B 3 und 4) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Planfeststellungs- 
verfahren für das Sperrwerk an der Stör-Mündung dadurch er- : 
schwort wird, daß ein Grundeigentümer sich weigert, sein Land I 
zu angemessenen Bedingungen abzugoben? 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit und die Mög- 
lichkeit, auf dio Landesregierung Schleswig-Holstein mit dem 
Ziel einzuwiiken, diese zu veranlassen, alle gegebenen Rechts- 
mittel anzuwenden, um das Verfahren beschleunigt abzu- 
schließen? 


fCl 

Der Bundesregierung ist bekannl, daß der Plan- ^ 
feststellungsbeschluß für den Bau des Sperrwerks in 
der Stör durch ein Streitverfahren beim Verwal- 
tungsgericht in Schleswig noch nicht rechtskräftig 
geworden ist. Die Bundesregierung steht in diesem 
Zusammenhang in ständigem Kontakt mit der Lan- 
desregierung und ist selbst an einem zügigen Fort- 
gang des Verfahrens interessiert. 

Der Bau des Sperrwerks in der Stör liegt in der 
Zuständigkeit des Landes. Das Planfeststellungsver- 
fahren wird deshalb auch allein nach Landesgesetzen 
beim Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom Amt für Wasserwirtschaft in Kiel 
durchgeführt. Die Bundesregierung sieht leider keine 
Möglichkeit, auf die Beschleunigung dieses Verfah- 
rens einzuwirken. 


Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
5. November 1969 auf die Schriftliche Anfrage des 
Abgeordneten Flämig (Drucksache VI/34 Frage B5): 

Woran liegt es, daß die Einmündung der Bundesstraße B 8 in 
die Bundesstraße B 40 der Ortsumgehung Hanau am Main an der 

sogenannten Dreispitze trotz der katastrophalen Verkehrsver- 
hältnisse nicht endlich ausgebant wird? 

Im Rahmen des nach §§ 17, 18 Bundesfernstraßen- 
gesetz durchzuführenden Planfeststellungsverfah- 
rens ist seitens der Amerikaner und der Oberfinanz- (D) 
direktion Frankfurt/M. gegen die Planung des Kno- 
tens „Dreispitz’' Einspruch eingelegt worden. 

Die Verhandlungen über die Freigabe des für den 
Straßenbau benötigten Geländes sind schon längere 
Zeit zwischen der US-Army, der Oberfinanzdirektion 
Frankfurt/M. und der Stadt Hanau im Gange. Sie 
werden voraussichtlich in Kürze positiv abgeschlos- 
sen sein. 

Hiernach wird die Stadt Hanau für das beim Stra- 
ßenbau in Anspruch genommene Ubungsgelände der 
Amerikaner Austauschgelände im unmittelbaren An- 
schluß an den Übungsplatz zur Verfügung stellen. 

Die hessische Straßenbauverwaltung beabsichtigt, 
im Frühjahr 1970 mit den Bauarbeiten zu beginnen, 
sofern die Verträge bis dahin abgeschlossen sind. 



